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 Vorwort

Als ich Ende 1993 meinen Motorradführerschein machte, wollte ich unter anderem auch die „grenzenlose Freiheit auf zwei Rädern“ genießen. Allerdings wurde diese Freiheit Kraft Gesetz für die ersten zwei Jahre auf 34 PS begrenzt. Und auch sonst hatte ich das Gefühl, daß es viele Vorschriften gab, die vor allem für Motorradfahrer Nachteile mit sich brachten. Als ich zum Beispiel an einem Wochenende im Sommer 1996 mit dem Motorrad auf der Elbuferstraße nach Hamburg fuhr, wurde mir die weitere Benutzung der Straße durch ein Verbotsschild untersagt. Wohlgemerkt galt dieses Verbot nur für Motorradfahrer. Erst nach einem Umweg von etwa 50 Kilometern konnte ich wieder auf meine ursprüngliche Route zurückkehren. Ich hatte zwar schon von solchen Streckensperrungen gehört, aber als ich nun zum ersten mal selbst betroffen war, fühlte ich mich ausgeschlossen, ja diskriminiert. Weiterhin machte ich im Laufe der Zeit die Erfahrung, daß es offenbar Menschen gibt, die eine spürbare Abneigung gegen Motorradfahrer haben. So konnte ich zum Beispiel beobachten, daß ich in manchen Geschäften nicht so freundlich behandelt wurde, wenn ich statt normaler Freizeitkleidung eine Motorradkombi trug und fragte mich, ob das nur Zufall war, oder ob es anderen Motorradfahrern ähnlich erging. 

Gespräche mit Freunden und die in Motorradzeitschriften gemachten Aussagen zeigten mir, daß andere Motorradfahrer ähnliche Probleme hatten und sich ebenfalls manchmal diskriminiert fühlten. Dabei wurde oft betont, daß dies Schuld der Politik sei, da diese die Interessen der Motorradfahrer zu wenig berücksichtige und zum Beispiel Verkehrsvorschriften erlassen würde, die Motorradfahrer benachteiligen. Durch diese Schilderungen und meine eigenen Erfahrungen entstand bei mir der Eindruck, daß Motorradfahrer sowohl durch die Politik als auch durch die Gesellschaft diskriminiert werden. 

Es drängte sich mir jedoch die Frage auf, ob dies nur der subjektive Eindruck von mir und anderen Motorradfahrern war, oder ob eine politische und gesellschaftliche Diskriminierung tatsächlich gegeben ist. Die Beantwortung dieser Frage ist das Thema der vorliegenden Arbeit.

1. Aufbau, Grundlagen und Begriffe

Die zentrale Frage, die durch diese Arbeit geklärt werden soll, lautet daher: Kann die subjektiv wahrgenommene Diskriminierung von Motorradfahrern durch Politik und Gesellschaft in Deutschland einer objektiven Überprüfung standhalten?

Um diese Frage klären zu können, muß zunächst eine Ist-Analyse der derzeitigen politischen und gesellschaftlichen Situation der Motorradfahrer vorgenommen werden. Dazu müssen auch die Prozesse beleuchtet werden, welche die derzeitige Situation herbeigeführt haben.

Anschließend können die Ergebnisse dieser Untersuchung hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Politik bewertet werden.

1.1 Stand der Forschung und Methoden

Bei der Suche nach entsprechender wissenschaftlicher Literatur fiel auf, daß keine Untersuchungen zu finden waren, die sich mit der politischen Situation der Motorradfahrer beschäftigen. Dies könnte zum einen daran liegen, daß aus wissenschaftlicher Sicht die Bedeutung dieser Gruppe für die Politik aufgrund ihrer Größe gering eingeschätzt wird und daher kein Bedarf an einer wissenschaftlichen Betrachtung gesehen wird. Zum anderen kann vermutet werden, daß auf politischer Seite kein Wunsch an einer Berücksichtigung der Interessen von Motorradfahrern bei politischen Entscheidungen besteht und daher dementsprechende Untersuchungen nicht in Auftrag gegeben werden.

Die Themen der aufgefundenen wissenschaftlichen Arbeiten lassen sich grob in folgende Gruppen unterteilen: 

- psychologische Komponenten der Fahrsicherheit

- soziologische Betrachtungen von Motorradfahrergruppen 

- Unfallforschung

Die Gruppe der psychologischen Literatur beschäftigt sich hauptsächlich mit Fragen zu Fahrtüchtigkeit und Risikomotivation oder den Einstellungen von Motorradfahrern zu Sicherheitsfragen.
 Soziologische Betrachtungen beschränkten sich fast ausschließlich auf die internen und externen Beziehungen von Rocker-Gruppen.
 Mit einem guten Drittel der 42 aufgefundenen Literaturhinweise zum Thema Motorrad hatte die Unfallforschung den größten Anteil an den wissenschaftlichen Untersuchungen. Sie beschäftigt sich vor allem mit Ursachen, dem Verlauf, Folgen und der Prävention von Unfällen. Besonderes Augenmerk wurde dabei häufig auf die Einführung des Stufenführerscheins gelegt. Abgesehen von diesen drei Hauptgruppen fand sich weitere Literatur zur Motorradtechnik, Modellgeschichte und Fahrphysik.

Für die Analyse der politischen und gesellschaftlichen Situation der Motorradfahrer bedeutet das, daß sie sich, wenn überhaupt, nur in sehr geringem Umfang auf bereits vorhandene wissenschaftliche Literatur zu diesem Thema stützen kann.

Methoden

Daher stehen zur Analyse der politischen und gesellschaftlichen Situation der Motorradfahrer vor allem offizielle Quellen wie Rechtsvorschriften und Veröffentlichungen von Institutionen, die sich auch mit Motorradfahrern beschäftigen sowie Fachzeitschriften zur Verfügung. Offizielle Quellen sollen vor allem Hinweise auf den politischen Umgang mit Motorradfahrern liefern, während mit Hilfe von Fachzeitschriften Themen außerhalb des politischen Bereichs aufgegriffen, politische und gesellschaftliche Entwicklungen verfolgt und durch die Diskussion innerhalb dieses Mediums Einblicke in die Meinungen von Motorradfahrern und anderen Gruppen erhalten werden sollen. Dabei ist besonders die Zeitschrift Motorrad hervorzuheben, da sie sich im Gegensatz zu den meisten anderen Publikationen dieser Art nicht auf einen bestimmten, meist sportlich oder touristisch orientierten Bereich spezialisiert hat, sondern auch eine große Zahl von gesellschaftlichen und politischen Themen in ihrer Berichterstattung aufgreift.

Zusätzlich zu diesem Quellenstudium werden Interviews mit und Umfragen unter Motorradfahrern und Nicht-Motorradfahrern verwendet, um vor allem im gesellschaftlichen und individuellen Bereich einen Einblick in das Meinungsbild zu erhalten. Interviews mit einzelnen Vertretern dieser Gruppen sollten vor allem Aufschluß über Erfahrungen und Einstellungen liefern. Aufgrund des Forschungsumfangs und der zur Verfügung stehenden Mittel können diese Interviews und Umfragen jedoch nicht repräsentativ sein. Sie liefern jedoch Informationen, mit denen sich Bilder von den Meinungen und Erwartungen einzelner Personen oder Gruppen nachzeichnen lassen und gewähren so einen zusätzlichen Einblick in die politische und gesellschaftliche Situation der Motorradfahrer. 

Im Rahmen der Umfrage wurden 52 Nicht-Motorradfahrer im Alter zwischen 18 und 63 Jahren befragt. Grundlage der Befragung war ein zuvor erstellter Bogen mit Fragen zu den persönlichen Angaben (Teil A), Fragen aus dem Motorradbereich (Teil B) und Fragen nach Einstellungen zu Motorradfahrern (Teil C). Die Befragung fand in der Zeit vom 1. bis 31. März 1997 unter willkürlich ausgewählten Passanten am Kurfürstendamm statt. Weiterhin wurden im gleichen Zeitraum 48 Motorradfahrer befragt. Ort der Befragung war der Motorradtreffpunkt „Avus-Treff“ in Berlin. Dieser Ort wurde ausgewählt, weil sich vor allem dort viele Motorradfahrer aufhalten. Auch hier wurden die Befragten zufällig ausgewählt. Die verteilten Fragebögen beinhalteten vor allem Fragen zur Selbsteinschätzung, zur Beurteilung der gesellschaftlichen und politischen Situation der Motorradfahrer und zu den Motiven für das Motorradfahren. Eine dritte Umfrage fand ebenfalls im März 1997 unter 13 Motorradimporteuren statt. Ihnen wurden sowohl Fragen zur Beurteilung der Verkehrspolitik und der gesellschaftlichen Situation der Motorradfahrer als auch zur Motorradtypologie gestellt. Von den 13 angeschriebenen Importeuren schickten 6 die ausgefüllten Bögen, teilweise mit Bitte um Anonymität, zurück.

Im Rahmen der Interviews wurden 12 Nicht-Motorradfahrer befragt. Sie sollten Auskunft über ihre Erfahrungen mit und Einstellungen zu Motorradfahrern geben. Weiterhin wurden 15 Motorradfahrer zu ihren Erfahrungen vor allem im gesellschaftlichen Bereich befragt. Die älteren unter ihnen (55 bis 67 Jahre) wurden zusätzlich zum gesellschaftlichen Motorradfahrer-Bild von der Nachkriegszeit bis etwa 1970 befragt.

Die auf diese Weise erhaltenen Ergebnisse der Untersuchung lassen sich durch politologische, soziologische, juristische und psychologische Literatur hinsichtlich ihrer Bedeutung für den Gegenstand dieser Arbeit und die Politik bewerten, um so zu einer Klärung der politischen und gesellschaftlichen Situation der Motorradfahrer und der Frage nach deren Diskriminierung zu kommen und einen Ausblick geben zu können.

1.2 Forschungsumfeld: Verkehrspolitik und Gesellschaft

Um den Begriff Verkehrspolitik näher erläutern zu können, bedarf es zunächst einer Definition des Begriffs Politik, in deren Rahmen auch auf den in dieser Arbeit verwendeten Gesellschaftsbegriff eingegangen werden soll. Anschließend muß geklärt werden, warum gerade die Verkehrspolitik für Motorradfahrer von Bedeutung ist und wie sich eine Diskriminierung sowohl in diesem als auch im gesellschaftlichen Bereich darstellen könnte.

1.2.1 Was ist und wie funktioniert Politik?

In der Politikwissenschaft wird der Begriff Politik in drei Unterbegriffe zerteilt: Policy, politics und polity. Schmidt definiert den Begriff policy, für den „bislang in der deutschen Sprache keine anerkannte Übersetzung“
 existiert, unter anderem als „materielle[r] Politik“. „Man spricht [...] vom „Inhalt“ bzw. „Produkt“ der Regierungspolitik, von „Staatstätigkeit“, „Regierungspraxis“ oder von einzelnen „Politiken“ in verschiedenen „Politikfeldern“ wie der Wirtschafts- oder Außenpolitik“.
 Policy beinhalte damit die „Substanz politischer Entscheidungen“.
 Der Begriff politics bezeichnet dagegen „die Konflikts- und Konsensbildungsprozesse [...], die sich um Herstellung und Auswirkung politischer Entscheidungen gruppieren“.
 Durch diese Definition werden Herstellung und Auswirkungen politischer Entscheidungen an sich von dem Begriff politics ausgeschlossen. 

Der dritte Begriff polity meint schließlich „die durch Institutionen und allgemein akzeptierte Verfahrensregeln definierte politische Ordnung.“
 Da sich die Untersuchung der politischen Situation der Motorradfahrer schwerpunktmäßig mit den Inhalten und Auswirkungen politischer Entscheidungen befaßt, aber vereinzelt auch die Prozesse ihrer Entstehung berücksichtigt, handelt es sich bei dem in der vorliegenden Arbeit verwendeten Politikbegriff um eine Mischform aus policy und politics, wobei politics eine untergeordnete Rolle spielt. Im Folgenden soll untersucht werden, wie sich diese Politik äußert.

Schiller führt dazu aus, daß Politik „grundsätzlich immer auf Steuerung, Regelung oder Gestaltung“ gesellschaftlicher Belange abzielt.
 Zu „den politischen Akten“, welche diesem Zweck dienen, „zählen Gesetze und Recht“.
 Naßmacher zählt zur Politik das Regieren als „Fällen von verbindlichen Entscheidungen“.
 Folgt man diesen Ausführungen, ergeben sich als äußeres Erscheinungsbild der Politik rechtliche Vorschriften. Zur Formulierung dieser Vorschriften ist die Politik „an die Grundwerte einer [freiheitlichen] Gesellschaft gebunden.“
 Der Willen und die Werte einer Gesellschaft lassen sich als Grundlage der Politik auch aus dem in Artikel 20 Grundgesetz festgeschriebenen Prinzip der repräsentativen Demokratie ableiten: Da der hier verwendete Begriff der Politik auch die Ergebnisse der Regierungspraxis beinhaltet und diese Ergebnisse vor allem durch eine Zusammenarbeit von Regierung und Parlament zustande kommen, können die Mitglieder dieser beiden Institutionen als Vertreter der Politik bezeichnet werden. Da diese politischen Vertreter von der Gesellschaft gewählt werden und daher an den gesellschaftlichen Willen gebunden sind,
 kann gefolgert werden, daß das Ergebnis ihrer Arbeit, eben die Politik, ebenfalls an den gesellschaftlichen Willen gebunden ist. 

Daraus ergibt sich als Definition der Politik im Rahmen dieser Arbeit das Wirken politischer Vertreter und das daraus resultierende Ergebnis in Form von Vorschriften als ein rein formaler Akt im Auftrag der Gesellschaft. Die Basis dieses Aktes sind somit gesellschaftliche Positionen. Es bleibt jedoch die Frage zu klären, wie politische Vertreter den gesellschaftlichen Willen aufnehmen.

In erster Linie bestimmt die Gesellschaft Themen und Inhalte politischer Entscheidungen durch die Wahl einer Partei, die mit ihrem Programm für eine bestimmte Art der Politik steht.
 

Eine weitere Möglichkeit, gesellschaftliche Positionen zu erfassen, ist der direkte Kontakt zwischen Mitgliedern der Gesellschaft oder ihren Organisationen auf der einen und Vertretern der Politik oder deren Organisationen auf der anderen Seite. Im Mittelpunkt dieses Kontakts steht dabei meist die Verkündung einer Position und die Forderung nach einem bestimmten Verhalten des politischen Vertreters. Es handelt sich also um einen bewußten Prozeß mit dem Ziel, politische Entscheidungen zu beeinflussen.
 Eine besondere Rolle spielen in diesem Zusammenhang große Interessengruppen wie zum Beispiel Verbände, die aufgrund ihrer gesellschaftlichen Bedeutung „auf programmatische Aussagen und praktische Politik der Parteien einen wichtigen Druck ausüben“ können, indem sie drohen, politischen Vertretern „ganze Stimmpakete zu entziehen.“
 Dabei ist vor allem die Macht der Verbände von Bedeutung, die auch „auf der Zahl ihrer Mitglieder sowie ihrer finanziellen Ausstattung“ und „auf ihrer Fähigkeit, ihre jeweiligen Sonderinteressen als die Interessen der Allgemeinheit, oder zumindest eines großen Teils der Allgemeinheit, auszugeben“ 
 beruht. Kleinere Gruppen mit geringem Einfluß hätten es demnach schwer, ihre Interessen wirkungsvoll zu vertreten.
 

Neben dieser direkten Beeinflussung politischer Vertreter durch die Gesellschaft besteht auch die Möglichkeit, daß gesellschaftliche Positionen eher unterschwellig aufgenommen werden können. Dies ergibt sich aus der Tatsache, daß auch Politiker Mitglieder der Gesellschaft sind und sich innerhalb dieser Gesellschaft bewegen. Im Rahmen der sich so ergebenden privaten Kommunikation mit anderen Mitgliedern oder mit gesellschaftlichen Gruppen besteht die Möglichkeit, Meinungen und Vorstellungen zu erfahren oder auch anzunehmen. In diesem Zusammenhang ist auch die Verbreitung gesellschaftlicher Positionen in den Medien von Bedeutung.
 

Die auf politischer Ebene getroffenen Entscheidungen basieren somit auf der einen Seite auf einer direkten Beeinflussung durch den Wählerauftrag und den Kontakt zwischen politischen und gesellschaftlichen Vertretern und auf der anderen Seite aus der Einbeziehung politischer Vertreter in meinungsbildende Prozesse innerhalb der Gesellschaft.

Da im vorliegenden Fall die politische und gesellschaftliche Situation der Motorradfahrer in Deutschland untersucht wird, liegt es nahe, alle in diesem Land lebenden Menschen als Gesellschaft zu bezeichnen. Eine weitere Unterscheidung, zum Beispiel in bezug auf die Staatsangehörigkeit, erübrigt sich, da sie sowohl für die indirekte Wahrnehmung einer gesellschaftlichen Position durch die Politik
 als auch für diese Position selbst bedeutungslos ist. Weiterhin sind „ökonomische Dimensionen [...] in der Regel in den Gesellschaftsbegriff [...] einbezogen.“

1.2.2 Was ist Verkehrspolitik?

Da Motorradfahrer als Verkehrsteilnehmer Gegenstand der vorliegenden Untersuchung sind, ist für eine Betrachtung der politischen Situation dieser Gruppe vor allem der Bereich der Verkehrspolitik von Bedeutung.

Zunächst läßt sich die Verkehrspolitik gemäß der von ihr behandelten Bereiche „in die Teilbereiche Binnenschiffahrts-, Eisenbahn-, Straßenverkehrs-, Nachrichtenübermittlungs-, Seeschiffahrts- und Luftverkehrspolitik“ untergliedern
. Da Motorradfahrer Teilnehmer am Straßenverkehr sind, ist für die weitere Betrachtung ausschließlich die Straßenverkehrspolitik zu berücksichtigen.

Weiterhin läßt sich die Verkehrspolitik hinsichtlich ihrer Funktion in Ordnungs- und Strukturpolitik unterteilen. Die Strukturpolitik faßt alle Maßnahmen zusammen, „die den Verkehr im Ganzen oder in Ausschnitten als Mittel für die Erreichung von Zielen der Staatspolitik einsetzen.“
 Darunter kann zum Beispiel verstanden werden, daß die Inhalte der Straßenverkehrs- und der Eisenbahnpolitik so aufeinander abgestimmt werden, daß in der Summe niedrigere 

Schadstoffemissionen zu verzeichnen sind. Auf diese Weise dient die Verkehrspolitik zum Beispiel den Zielen der Umweltpolitik. Der ordnungspolitische Aspekt bezieht sich dagegen auf alle „Eingriffe, die ausnahmslos auf ein möglichst reibungsloses Funktionieren der Verkehrsmärkte abzielen.“
 Innerhalb dieser Funktion können Mittel der Straßenverkehrs- und Eisenbahnpolitik derart kombiniert werden, daß der Güterverkehr von öffentlichen Straßen auf die Schiene verlagert wird. Als Mittel können dafür zum Beispiel Abgaben, Steuern oder Verkehrsvorschriften dienen.
 Die Verkehrspolitik beschäftigt sich zur Erreichung dieser beiden Ziele hauptsächlich mit der Kombination der Mittel mehrerer Verkehrsbereiche.
 

Da bei der vorliegenden Untersuchung jedoch nur der Bereich der Straßenverkehrspolitik berücksichtigt wird, müssen beide Funktionen in ihrer Bedeutung auf diesen einen Bereich übertragen werden. Dies erscheint dadurch unproblematisch, da die Strukturpolitik bereits beide Möglichkeiten erfaßt. 

Für den Straßenverkehr ergibt sich daraus, daß Verkehrspolitik auf der einen Seite den reibungslosen Ablauf des Straßenverkehrs zum Ziel hat und ihn auf der anderen Seite dazu benutzt, andere politische Ziele zu verfolgen. Ausgehend von der hier verwendeten Definition der Politik geschieht dies durch rechtliche Vorschriften. Aufgrund der Ordnungs- und Strukturfunktionen lassen sich unter anderem folgende politische und rechtliche Bereiche der Straßenverkehrspolitik zuordnen: Verkehrsvorschriften, da sie geeignet sind, den Straßenverkehr zu ordnen; Straßenbau, da er einerseits durch die Instandhaltung vorhandener Straßen die Verkehrssicherheit gewährleistet und andererseits durch den Bau neuer Verkehrswege die Infrastruktur verbessern kann; Bestimmungen über die Beschaffenheit von Fahrzeugen und zugehöriger Teile, da sie die Sicherheit der Fahrzeuge und damit auch die des Straßenverkehrs steigern und durch die Einführung von Standards einen übersichtlichen Markt schaffen können; Vorschriften des Umweltschutzes, da sie zum Teil geeignet sind, ordnend oder strukturierend in den Straßenverkehr einzugreifen; steuerpolitische Maßnahmen, sofern sie in den Straßenverkehr eingreifen; Regelungen des Führerscheinrechts, da sie der Sicherheit und damit der Ordnung des Straßenverkehrs dienen.

Aufgrund der Zurechenbarkeit der beschriebenen Bereiche zur Verkehrspolitik sollen sie im Rahmen der Analyse der politischen Situation der Motorradfahrer genauer untersucht werden.

1.2.3 Was ist Diskriminierung?

Ausgehend von der Intention der Arbeit, nämlich der Klärung der Frage, ob Motorradfahrer tatsächlich durch Politik und Gesellschaft diskriminiert werden, bedarf weiterhin der Begriff der Diskriminierung einer Erklärung.

Der Ursprung des Wortes Diskriminierung liegt im lateinischen Verb discriminare, das wörtlich übersetzt trennen oder scheiden bedeutet.
 Verwandte Wörter sind discrimen (Scheidelinie, Scheidewand) und discernere (absondern, trennen, unterscheiden). Unter Diskriminierung wird eine „Andersbehandlung“ verstanden, die unter Umständen auch einen „herabsetzenden, verächtlichen“ oder herabwürdigenden Charakter haben kann. 
 Aus sozialwissenschaftlicher Sicht beinhaltet der Begriff der Diskriminierung eine „negative Beurteilung und Behandlung sozialer Minderheiten, denen Eigenschaften und Verhaltensweisen zugeschrieben werden, die nicht notwendig tatsächlich gegeben sind.“ 
 Diese Verhaltensweise soll dazu dienen, die diskriminierte Gruppe in sozialer Distanz zu halten.
 Es zeigt sich, daß eine Definition der Diskriminierung über ihre wörtliche Bedeutung einen Schwerpunkt auf den trennenden, den unterscheidenden Charakter legt. 

Eine weitere Eigenschaft findet sich, wie bereits angedeutet, in der sozialpsychologischen Literatur. Dort wird unter Diskriminierung vor allem „die Umsetzung von Vorurteilen in ‘offenes, Verhalten [...] von Personen (individuelle Diskriminierung), Gruppen oder als institutionelle Diskriminierung von Organisationen, Teilen der Gesellschaft“ verstanden, die „meist gegenüber Minderheiten praktiziert“ wird.
 Frey/Greif definieren Diskriminierung als „moralisch ungerechtfertigte, den Grundwerten widersprechende Verhaltensweisen“
 und be

tonen damit vor allem die Ungerechtigkeit der Behandlung einer Gruppe oder eines Individuums. In die gleiche Richtung zielt auch Thomas, wobei er gleich eine Bewertungsgrundlage für die Einstufung einer Behandlung als ungerecht liefert: „[...] soziale Diskriminierung [entsteht] immer dann, wenn man Individuen oder Gruppen die für erforderlich gehaltene Gleichbehandlung verweigert“.
 Allen Definitionen ist gemein, daß die Diskriminierung allein aufgrund der Zugehörigkeit der diskriminierten Person zu einer Gruppe stattfindet.

Diskriminierung beschreibt also eine ungerechtfertigte, nachteilige Behandlung, die auf Vorurteilen beruht, wobei das diskriminierte Objekt durch die Erleidung von Nachteilen von den anderen unterschieden und getrennt wird. Sie läßt sich somit in zwei Bestandteile zerlegen: Den Grund (Vorurteil) und die Form (ungerechtfertigte, nachteilige Behandlung). 

Da sich die Politik, wie bereits dargestellt, nur mit der formalen Gestaltung gesellschaftlicher Belange befaßt, ergibt sich für die Diskriminierung auf politischer Ebene, daß sich die Politik nur mit der formalen Gestaltung der Diskriminierung beschäftigen kann. Dies geschieht durch die Formulierung rechtlicher Vorschriften, durch die Einzelne oder eine Gruppe ungerechtfertigt benachteiligt werden. Der Grund, nämlich das Vorurteil, verbleibt auf der gesellschaftlichen Ebene. In bezug auf Motorradfahrer muß es also verkehrsrechtliche Vorschriften geben, durch die Motorradfahrer ungerechtfertigte Nachteile erleiden. Basis für diese Diskriminierung durch die Verkehrspolitik müssen laut Definition gesellschaftliche Einstellungen sein. Für die zu untersuchende Diskriminierung durch die Gesellschaft gilt, daß Motorradfahrer auch auf dieser Ebene ungerechtfertigte Nachteile erleiden müßten. Da die Grundlage einer Diskriminierung individuelle Vorurteile sind, ist vor allem auch darauf einzugehen. 

Zur umfassenden Erklärung der Diskriminierung müssen nun noch deren Bestandteile ungerechtfertigte Behandlung und Vorurteil näher erläutert werden.

1.2.4 Grundlagen einer Rechtfertigungsprüfung

Auf die Frage, wann eine Behandlung ungerechtfertigt ist, gibt zunächst der aus Artikel 3, Absatz 1 Grundgesetz
 abgeleitete Gleichheitssatz eine klare Antwort. Dieser besagt, daß eine Norm in ihrer Form „wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln“
 hat. Weiterhin müssen die Kriterien, nach denen eine Gleichheit oder Ungleichheit festgestellt wird, sachlich sinnvoll und die aus der Differenzierung abgeleiteten Maßnahmen „geeignet und angemessen“
 sein.

Auf den Untersuchungsgegenstand übertragen bedeutet dies, daß Motorradfahrer im Rahmen verkehrspolitischer Normen dann allen anderen Verkehrsteilnehmern gleichgestellt werden müssen, wenn sie sich in bezug auf den behandelten Gegenstand einer Norm in nichts von anderen Verkehrsteilnehmer unterscheiden. Spielen jedoch besondere Merkmale des Motorradfahrens in bezug auf den behandelten Gegenstand einer Norm eine so große Rolle, daß Motorradfahrer von anderen Verkehrsteilnehmern zu differenzieren sind, müssen für Motorradfahrer auch besondere Rechtsnormen geschaffen werden. Diese Vorschriften müssen inhaltlich die besonderen Bedürfnisse und Erfordernisse des Motorradfahrens auf geeignete Weise erfassen, ihre Folgen müssen dem behandelten Gegenstand angemessen sein.

1.2.5 Vorstellungen und Vorurteile

Ein Vorurteil ist „eine stark negative Einstellung“
 eines Individuums gegenüber einem anderen Menschen oder einer Gruppe und basiert auf „falschen oder verzerrten Vorstellungen“
 des Individuums von diesem Menschen oder dieser Gruppe.

Vorstellungen beinhalten „die Verteilung und Ausprägung von Merkmalen innerhalb einer Kategorie, die zu Vorhersagen über Merkmale eines einzelnen kategorisierten Objekts führt.“
 Das bedeutet, daß ein Individuum andere Per

sonen anhand bestimmter Kriterien wie zum Beispiel Hautfarbe oder Beruf in unterschiedliche Gruppen einteilt und diesen Gruppen Eigenschaften zuordnet (zum Beispiel ehrlich-unehrlich, fleißig-faul). Trifft nun das Individuum auf ein Mitglied einer kategorisierten Gruppe, werden die Gruppeneigenschaften auf das einzelne Mitglied übertragen. Die Inhalte dieser Vorstellungen können unter anderem auf einzelnen Erfahrungen oder der Übernahme von Vorstellungen innerhalb einer Gruppe basieren.
 Der Wahrnehmende tendiert dabei dazu, „die Aspekte des Verhaltens des Anderen, die sich mit seiner ursprünglichen Attribution nicht vertragen, einfach zu übersehen“, beziehungsweise „alle Verhaltensweisen, die in irgendeiner Form mehrdeutig sind, so auszulegen, daß sie sich mit dem Vorstellungsverständnis decken, das er [der Wahrnehmende, d. Autor] vom anderen besitzt.“
 Dieses Verhalten dient der „Systematisierung der komplexen Umwelt zu Orientierungs- und Handlungszwecken.“
 Maßgebliche Voraussetzung für die Entstehung einer Vorstellung ist damit die Unwissenheit des Einzelnen von den tatsächlichen Eigenschaften einer Gruppe.
 

Für die untersuchten Vorstellungen über Motorradfahrer bedeutet das, daß die Motorradfahrer vor allem dann mit Vorurteilen versehen werden, wenn die diskriminierende Gruppe keine oder wenig Kenntnisse über die Gruppe der Motorradfahrer hat. Existieren erstmal bestimmte Vorstellungen, ist es schwer, diese zu widerlegen.

Vorurteile entstehen durch die Pro​jektion der eigenen Unzulänglichkeiten, Ängste und Schuldgefühle auf an​dere.
 Fremdheit oder soziale Unsicherheit erzeugen Angst. Diese Angst wiederum setzt in Form von Aggression Energie frei, die helfen soll, die Ursache der Angst zu beseitigen. Die Aggression ist somit zielgerichtet.
 Es kann jedoch durch äußere Umstände passieren, daß diese aggressive Energie nicht geeignet ist, die Ursache der Angst zu beheben. Die zielgerichtete Aggression bleibt erfolglos oder wird aufgrund der vorher erkannten Erfolglosigkeit gar nicht erst ausgelebt. Als Folge daraus resigniert das Individuum, die Energie wandelt sich in Frustrationsaggression um, 

die ziellos ausgelebt werden will.
 Dies wiederum können gesellschaftliche Normen, Gesetze und Moralvorstellungen verbieten, wodurch auch diese Aggressionen nicht ausgelebt werden können und ein Aggressionsstau entsteht.
 Dieser Aggressionsstau verursacht in der menschlichen Psyche ein Schuldgefühl, eine Art schlechtes Gewissen, weil man ein aggressives Verlangen hat, daß durch gesellschaftliche und anerzogene individuelle Werte als schlecht gewertet wird.
 Dieses Schuldgefühl wird nun aufgrund der vorhandenen Vorstellungen auf andere Personen (Sündenböcke) übertragen.
 Diese Verdrängung der eigentlichen Pro​bleme und die damit verbundene Projektion der Aggression auf an​dere „schützt vor Angst und Selbstkritik“
 und hat somit eine Stabilisierung der Ich-Struktur durch stärkeres Selbstbewußtsein zur Folge. Weiterhin können Vorurteile auch durch das Vorhandensein mehrerer negativer Vorstellungen entstehen.

Die Handlungsbereitschaft (konativer oder auch Handlungsaspekt), die aus den beste​henden Vorurteilen resultiert, beschreibt das Maß, in welchem die betref​fende Person bereit ist, entsprechend ihren Vorurteilen zu han​deln. Bei geringer Handlungsbereitschaft bleibt es bei Zurückhal​tung gegenüber einer Person der fremden Gruppe oder Beschimpfun​gen, bei hoher Handlungsbereitschaft kann es bis zu einer Bereit​schaft zur Gewalt gegen die fremde Gruppe gehen. Je mehr Vor​urteile vorhanden sind und je schärfer diese ausfallen, desto hö​her ist auch die Handlungsbereitschaft.
 Ein Vorurteil gibt verschiedenen Individuen die Möglichkeit, ihre unter Umständen unterschiedlichen Probleme auf ein und dieselbe Gruppe zu projizieren. Es entsteht eine Gemeinschaft (Ingroup), die sich durch die „Aufwertung der Eigengruppe gegenüber 

der Fremdgruppe [Outgroup]“
 von dieser abgrenzt. Neben der Stärkung der Ich-Struktur durch die Projektion verleiht so das Wir-Gefühl der Gruppe jedem Gruppenmitglied ein weiteres Maß an Selbstsicherheit. Innerhalb dieser Gruppe werden die Vorstellungen und Vorurteile daher weiter verfestigt, da sie die Gemeinsamkeit für den Zusammenhalt der Gruppe symbolisieren.
 Eine Verbreitung von Vorurteilen durch die Gruppe kann jedoch im allgemeinen nur "Personen mit geringerer Kritikfähigkeit überzeugen oder eine schon bestehende Anhängerschaft in ihrer Meinung bestärken“.
 

Ein weiterer Faktor, der über Aggressionen zu Vorurteilen führen kann, ist der Neid und damit „der Wunsch, ein anderer möge über bestimmte Attribute in geringerem Maße verfügen als man selbst.“
 Dabei ist es egal, ob man selbst dazugewinnt oder der Andere verliert. In diesem Zusammenhang ist es für die Untersuchung von Bedeutung, welche Attribute Motorradfahrern zugeordnet und wie diese Bewertet werden.

Es läßt sich ableiten, daß die unterschiedlichen Vorstellungen, die einzelne Mitglieder der Gesellschaft von Motorradfahrern haben, zu unterschiedlichen Vorurteilen führen können. Die Intensität dieser Vorurteile ist ausschlaggebend für den Umgang der Gesellschaft mit Motorradfahrern. Dies gilt auch für Politiker, da auch sie Mitglieder der Gesellschaft und nicht nur deren gewählte Vertreter sind. Da für eine Diskriminierung die individuellen Vorstellungen und Vorurteile grundlegend sind, muß im Rahmen der Untersuchung der gesellschaftlichen Situation der Motorradfahrer besonders auf die Vorstellungen und Vorurteile des Einzelnen eingegangen werden.

Nach der Definition der Begriffe Politik, Verkehrspolitik, Gesellschaft und Diskriminierung soll im Folgenden die Gruppe der Motorradfahrer näher beschrieben werden.

1.3 Forschungsobjekt: Motorradfahrer

Am einfachsten könnte man Motorradfahrer als Gruppe aller Motorrad fahrenden Menschen definieren. Es stellt sich allerdings die Frage, ob diese Definition auch zutreffend ist. Handelt es sich tatsächlich um eine homogene Gruppe von Personen, die ein Motorrad bewegen?

Um diese Frage zu beantworten, muß zunächst geklärt werden, was überhaupt ein Motorrad ist und welche Motive es für das Motorradfahren gibt.

a) Was ist eigentlich ein Motorrad?

Diese Frage mag auf den ersten Blick banal und nahezu überflüssig erscheinen, ist doch der Unterschied zwischen einem zweirädrigen Motorrad und zum Beispiel einem vierrädrigen Auto offensichtlich. Doch der Unterschied zwischen den einzelnen Fortbewegungsmitteln ergibt sich nicht nur aus deren äußerem Erscheinungsbild. Es ist vielmehr eine Frage des Hauptbestandteils, also der Eigenschaft, über die sich das jeweilige Fahrzeug definiert.

Die Umfragen unter Importeuren und Motorradfahrern sowie eine Analyse der Motorradwerbung
 haben folgendes Bild ergeben: Die Hälfte der Importeure zählten einen kräftigen Motor und ein sicheres Fahrwerk zu den grundlegenden Eigenschaften eines Motorrads. Andere genannte Eigenschaften wie Komfort (etwa ein Drittel) oder Zuverlässigkeit (ca. 20 Prozent) traten dagegen in den Hintergrund. Fast alle Importeure betonten weiterhin den hohen Freizeitwert eines Motorrads.
 Ein ähnliches Bild ergab eine Analyse der Werbeanzeigen für Motorräder. In knapp 38 Prozent der Anzeigen wurden unter anderem die Eigenschaften von Motor und Fahrwerk betont, gefolgt vom Design mit 23 Prozent. Zuverlässigkeit, Komfort und Sicherheit lagen mit insgesamt etwa 17 Prozent weiter hinten.
 Am deutlichsten zeigte sich die Definition eines Motorrads jedoch bei der Befragung der Motorradfahrer. Knapp 89 Prozent nannten auf 

die Frage, was sie von ihrem Motorrad erwarten, Eigenschaften, die sich auf den Motor oder das Fahrwerk bezogen. Weiterhin ordneten gut 62 Prozent das Design und etwa 59 Prozent die Zuverlässigkeit als für ein Motorrad wichtig ein.
 

Es zeigt sich also, daß ein Motorrad hauptsächlich über Motor und Fahrwerk und somit über die Fahreigenschaften definiert wird.
 Diese können jedoch gemäß den speziellen Vorstellungen der einzelnen Motorradfahrer unterschiedlich ausgeprägt sein.

Der Tatsache, daß neben den Fahreigenschaften auch andere Kriterien bei der Definition eines Motorrads eine (wenn auch untergeordnete) Rolle spielen, wird die ausgeprägte Modellvielfalt gerecht. So existieren neben den klassischen Straßenmotorrädern ohne Verkleidung komfortable Tourenmaschinen, leistungsstarke Sportmotorräder, mehr oder weniger geländetaugliche Enduros mit besonderen Fahrwerkseigenschaften und Chopper mit klassischem und meist auffälligem Design. Weiterhin gibt es Motorroller, die sich vor allem durch Wendigkeit und geringe Unterhaltskosten auszeichnen.
 Alle diese unterschiedlichen Motorradtypen verbindet jedoch die gemeinsame Definition über die Fahreigenschaften. Aber auch dem Anspruch an die Zuverlässigkeit wird Rechnung getragen, indem viele Importeure die Garantiezeiten für ihre Fahrzeuge erhöhten.
 

b) Motive und Symbolgehalt

In der Nachkriegszeit waren motorisierte Zweiräder oft das einzig verfügbare Fortbewegungsmittel. Doch mit dem steigenden Wohlstand Ende der 50er Jahre wurden sie zunehmend vom Auto verdrängt und dienten meist nur noch ärmeren Teilen der Bevölkerung als Fahrzeug. Gerhard G.
 führte dazu unter anderem aus: „Es war nicht mehr schick, mit dem Motorrad zu fahren. Wer etwas auf sich hielt, kaufte sich ein Auto.“ Das Motorrad wurde somit zum Symbol der Armut und der Existenz am Rande der Gesellschaft. Doch es war gerade dieses Symbol, das sich viele Jugendliche der damaligen Zeit zu eigen machten, um mit dem Motorradfahren ihre Rebellion gegen die Gesellschaft auszudrücken. Werner K.: „Das war damals ein ganz normales Protestverhalten. Die Leute haben sich etwas gesucht, was genau das Gegenteil von dem war, was der Gesellschaft viel bedeutete.“ Im Laufe der Zeit kam dem Motorrad so eine doppelte Bedeutung zu: Einerseits stand es für Individualität und Freiheit von gesellschaftlichen Zwängen bei der rebellierenden Jugend, auf der anderen Seite für Gewalt und Brutalität gesellschaftlicher Randgruppen, die aus wirtschaftlicher Not mit dem Motorrad unterwegs waren, wie es auch Gerhard G. schildert: „Manche Gangs [...] hielten sich mit Einbrüchen [...] über Wasser. Die hatten kein Geld für Autos und fuhren deshalb immer noch mit dem Motorrad herum. Sowas hat dem Ansehen der anderen [Motorradfahrer, der Autor] natürlich sehr geschadet.“ Gerade diese zweite Bedeutung führte schließlich zu einer Verdammung des Motorradfahrens in der Bevölkerung bis in die frühen ‘70er Jahre. Diese Zweiteilung wurde zusammen mit den gesellschaftlichen Konsequenzen auch filmisch in Dennis Hoppers Kinofilm „Easy Rider“ von 1969 dargestellt.
 Unabhängig von diesem Wandel vom Alltags- zum Randgruppenfahrzeug hatte das Motorrad schon von je her auch eine sportliche Bedeutung.

Die meisten Motive und Symbole haben sich bis zur heutigen Zeit jedoch geändert, wie auch die Befragung der Motorradfahrer zeigt: Die drei am häufigsten genannten Motive
 für das Motorradfahren waren mit 98,1 Prozent der Spaß am Fahren, gefolgt von Geschwindigkeit
 mit 62,3 Prozent und Individualität (37,7 Prozent). Als weitere Gründe wurden die Philosophie des Motorradfahrens, die Naturverbundenheit und die günstige Art der Fortbewegung angeführt. Dabei wurde die Philosophie zum Teil sehr unterschiedlich ausgelegt und mit Begriffen wie „Freiheit und Unabhängigkeit“, „Ablenkung vom Alltag“, „Gesellschaft mit anderen Motorradfahrern“ und „beste Art der motorisierten Fortbewegung“ gefüllt. Bei der Interpretation ließ sich kein Schwerpunkt feststellen.

Bei der Frage, was das Motorrad für die jeweiligen Fahrer symbolisiert,
 wurden vor allem „Freiheit“, „Flexibilität“ (je etwa die Hälfte der Befragten) und verschiedene Umschreibungen für Freizeitwert (etwa ein Drittel) genannt. Dabei räumten rund 15 Prozent ein sehr persönliches Verhältnis zu ihrem Motorrad ein.

c) Die zukünftige Rolle des Motorrads

Aus der Befragung der Importeure und der Motorradfahrer ergab sich ein recht klares Bild von der zukünftigen Entwicklung im Motorradbereich: Die Frage, ob Motorräder oder Roller eines Tages das Auto als Zweitfahrzeug ablösen werden, beantworteten alle befragten Importeure mit „nein“. Sie räumten jedoch ein, daß motorisierten Zweirädern in Zukunft eine größere Rolle zukommen wird, wobei die Größenordnung auch davon abhängt, ob die „Politik dem Verkehrsinfarkt mit Zweirädern entgegenwirken möchte.“
 Eine besondere Bedeutung des Motorrads wird vor allem für den Freizeitbereich prognostiziert, da „das Motorrad [...] immer mehr das Freizeitmobil und daher Ausdruck [dafür sein wird, der Autor], dem Alltag zu entfliehen.“
 

Auf die gleiche Frage antwortete knapp die Hälfte der befragten Motorradfahrer mit „ja“, wobei sie als Hauptgrund die Parkplatznot in den Innenstädten anführten. Als weiterer Grund für die positive Prognose wurden die erhöhten Sicherheitsstandards und der gestiegene Freizeitnutzen genannt.

Diese Einschätzung wird durch das stetige Wachstum des Motorradbestands
 bestätigt.

Zusammenfassung von 1.3

Es konnte herausgearbeitet werden, daß ein Motorrad in erster Linie über die Fahreigenschaften (Motor und Fahrwerk) definiert wird. Dieser Schwerpunkt und die Ergebnisse einer Befragung von Motorradfahrern nach den Motiven und dem Symbolgehalt des Motorradfahrens haben gezeigt, daß für die meisten Motorradfahrer das Fahren an sich die größte Bedeutung hat, daß diese Gruppe durch das Fahren als Selbstzweck geeinigt wird. Es hat sich aber auch gezeigt, daß die Auslegung des Begriffs „Fahrspaß“ recht unterschiedlich ist, da zusätzlich Begriffe wie „Naturverbundenheit“, Geschwindigkeit“ oder unterschiedliche Interpretationen der „Philosophie des Motorradfahrens“ genannt wurden,  was sich schließlich auch in den differenzierten Ansprüchen an die Maschinen und der sich daraus ergebenden Vielfalt der Modellpalette widerspiegelt. 

Abgeleitet aus den unterschiedlichen Motiven und den daraus resultierenden Anforderungen an Motorräder sind folgende unterschiedliche Interessen von Motorradfahrern denkbar: Es kann zum Beispiel im Interesse sportlich orientierter Motorradfahrer liegen, ausreichend Räume zur Verfügung zu haben, in denen sie sich möglichst gefahrlos schnell bewegen können. Naturverbundene Fahrer könnten dagegen vor allem Wert auf landschaftlich schöne und frei zugängliche Strecken legen und, ebenso wie Freizeit- und Alltagsfahrer, auf geringen Verbrauch und niedrigen Schadstoffausstoß achten. Eine tägliche Verfügbarkeit das Motorrads dürfte im Interesse der meisten Motorradfahrer liegen. Schließlich könnten Motorradfahrer, die einen besonderen Wert auf Individualität legen, daran interessiert sein, ihre Maschinen frei nach ihren Wünschen zu gestalten und sie jeder Zeit an jedem Ort frei zu bewegen.

Aus den unterschiedlichen Motiven, den Interessen und den daraus abgeleiteten unterschiedlichen Anforderungen an Motorräder ergibt sich, daß die Gruppe der Motorradfahrer nicht homogen ist. Im Kontext mit der Untersuchung der politischen und sozialen Situation der Motorradfahrer ist daher darauf zu achten, ob die Gruppe der Motorradfahrer als homogen oder heterogen betrachtet wird, da dies Rückschlüsse darauf zuläßt, ob Eigenschaften verallgemeinert werden.

1.4 Zusammenfassung von 1 und Leitfragen

Zunächst wurde der dieser Arbeit zugrundeliegende Politikbegriff erläutert. Er umfaßt vor allem den Inhalt rechtlicher Vorschriften, berücksichtigt dabei zum Teil jedoch auch deren Entstehungsprozeß. Aufgrund des Auftrags der Gesellschaft an die Politik, das gesellschaftliche Zusammenleben zu regeln, ist die Politik dabei an gesellschaftliche Positionen gebunden.

Diskriminierung wurde als ungerechtfertigte, nachteilige Behandlung definiert, wobei eine mangelnde Rechtfertigung aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz des Grundgesetzes abgeleitet werden konnte. Für eine Diskriminierung der Motorradfahrer durch die Politik würde dies bedeuten, daß es ungerechtfertigte Vorschriften im Rahmen der Verkehrspolitik geben muß, durch die Motorradfahrer Nachteile erleiden. Als Grundlage müßte eine negative gesellschaftliche Position erkennbar sein. Da eine gesellschaftliche Diskriminierung jedoch auf individuellen Vorstellungen und Vorurteilen beruht, ist deren Grundlage im individuellen Bereich zu suchen. Aufgrund der Tatsache, daß politische Vertreter auch Mitglieder der Gesellschaft sind, gelten auch für sie die beschriebenen individuellen Prozesse.

Es hat sich weiterhin gezeigt, daß die Gruppe der Motorradfahrer keineswegs so homogen ist, wie es auf den ersten Blick scheint. Vielmehr besteht sie aus einzelnen Untergruppen, die sich hinsichtlich ihrer Motivation, des gewählten Motorradtyps und ihrer Interessen und Zielsetzungen voneinander unterscheiden. Daraus ergibt sich für die Untersuchung der Diskriminierung von Motorradfahrern durch Politik und Gesellschaft, daß Rechtsvorschriften nicht in jedem Fall konsequent auf alle Motorradfahrer angewendet werden dürfen. Viel

mehr müßten, abhängig vom Gegenstand der Vorschrift, die unterschiedlichen Interessen berücksichtigt werden. Im gesellschaftlichen Bereich würden pauschale Vorstellungen und Vorurteile gegenüber Motorradfahrern der Vielschichtigkeit dieser Gruppe nicht gerecht werden.

Aus diesen Erkenntnissen ergeben sich für die Klärung der zentralen Frage der Arbeit, ob Motorradfahrer tatsächlich durch Politik und Gesellschaft diskriminiert werden, für die anschließende Untersuchung folgende Leitfragen:

1. Wie werden Motorradfahrer durch die Verkehrspolitik behandelt?

2. Wie stellt sich der Umgang der Gesellschaft mit Motorradfahrern dar?

3. Was ergeben sich daraus für Konsequenzen für die Politik?

2. Analyse der verkehrspolitischen Situation der Motorradfahrer

Um die politische Situation der Motorradfahrer analysieren zu können, bedarf es zunächst einer eingehenden Betrachtung der Behandlung dieser Gruppe durch die Verkehrspolitik. Anschließend können die so gewonnenen Erkenntnisse hinsichtlich einer Diskriminierung bewertet werden.

2.1 Betrachtung der verkehrspolitischen Situation

Zur Betrachtung der verkehrspolitischen Situation der Motorradfahrer wird deren Behandlung anhand von Beispielen aus verschiedenen Bereichen der Straßenverkehrspolitik dargestellt. Die Auswahl der Bereiche richtete sich nach der Ordnungs- und Strukturfunktion der Verkehrspolitik. Als wichtige Bereiche für den Straßenverkehr ergaben sich dadurch Verkehrsvorschriften, Straßenbau, Bestimmungen über die Beschaffenheit von Fahrzeugen, Umweltschutzvorschriften und die Regelungen des Steuer- und Führerscheinrechts. Als Auswahlkriterium für die Beispiele zu den einzelnen Bereichen diente vor allem die quantitative Erwähnung einzelner Themen in der Motorrad-Fachpresse.
 

Grund für dieses Auswahlkriterium ist die Annahme, daß dort nur solche Themen eine häufige Erwähnung finden, die das Interesse einer breiten Leserschicht treffen. Daraus läßt sich ableiten, daß die häufige Erwähnung eines Themas Rückschlüsse auf die Bedeutung zuläßt, die Motorradfahrer dem jeweiligen Thema zumessen.

2.1.1 Streckensperrungen
 

Der Begriff „Streckensperrung“ bezeichnet die Tatsache, daß die Benutzung einer oder mehrerer Straßen nur Motorradfahrern ganz oder teilweise untersagt ist. Es wird dabei zwischen Vollsperrungen und Teilsperrungen (Sperrungen an Sonn- und Feiertagen und Nachtfahrverbote) unterschieden, wobei sich Vollsperrungen sowohl über einen bestimmten Zeitraum (meist vom Frühling bis zum Herbst) als auch über das ganze Jahr erstrecken können. Streckensperrungen stellen somit Verkehrsvorschriften dar und erfüllen die in der Theorie beschriebene Ordnungsfunktion.

Die Zahl der nur für Motorradfahrer gesperrten Straßen stieg von 69 (1992) über 86 (1995) auf 90 (1996) an.
 Von Streckensperrungen besonders betroffen sind das Küstengebiet der Lübecker Bucht, die Nordeifel, der Odenwald und der nördliche Schwarzwald. In diesen vier Ausflugs- und Urlaubsgebieten sind etwa ¼ der gesperrten Strecken zu finden. Die übrigen Sperrungen sind relativ gleichmäßig über das westliche Bundesgebiet verteilt und auch dort zumeist in  Ausflugs- oder Urlaubsgebieten zu finden. In den neuen Bundesländern sind 3 Orte von Streckensperrungen betroffen.
 

a) Welche Meinungen gibt es zu Streckensperrungen?

Als Begründung für Streckensperrungen ließen sich vor allem Beschwerden von Anwohnern aufgrund einer erhöhten Lärmbelästigung und Gefährdung durch private Rennen „mit Zeitnahme und Vergleichen untereinander“ 
 identifizieren. Das Verbot der Straßenbenutzung für Motorradfahrer soll dabei „auch die Motorradfahrer schützen“.

Dieser Argumentation stehen Stellungnahmen der Motorradfahrerinitiativen und -verbände und auch von Vertretern der Polizei teilweise entgegen: Es wird zwar eingeräumt, daß es Motorradfahrer gibt, welche die hohen Kosten eines Rennstreckenbesuchs scheuen und mit lauten Sportauspuffanlagen auf öffentlichen Straßen „unter Mißachtung der Straßenverkehrsordnung rasen“,
 doch sei die Zahl dieser „schwarzen Schafe“ eher gering. Als Alternative zu Sperrungen nannten die Streckensperrungsgegner, daß diese Straßen durch Geschwindigkeitsbegrenzungen und Überholverbote für Raser uninteressant gemacht werden könnten. Weiterhin könnten auffällig gewordene Fahrer durch Gespräche zur Einhaltung der neuen Verkehrsregeln und somit  zu einer besonnenen Fahrweise veranlaßt werden.
 Allerdings wurde die Wirksamkeit des zuletzt genannten Mittels auch von den Sperrungsgegnern angezweifelt.
 Die vorgeschlagenen Polizeikontrollen werden von den zuständigen Behörden oft als zu aufwendig und zu teuer bezeichnet und seien somit nicht durchführbar. Zudem sei ein dauerhafter Erfolg zumindest fraglich. Dieses Argument ist in fast jedem Artikel zu diesem Thema zu finden.

b) Erfahrungen mit Streckensperrungen und ihren Alternativen

Auf der L 128 am Rursee konnten die Unfallzahlen durch eine Sperrung der Strecke nicht wesentlich reduziert werden. Als Folge wurde der gesperrte Abschnitt wieder für Motorradfahrer freigegeben.
 Ähnliche Erfahrungen machte die Verwaltung im Elmsteiner Tal, wo eine Sperrung zwar einen Rückgang der Motorradunfälle bewirkte, deren Zahl jedoch in den Nachbargemeinden stark ansteigen ließ.
 Am Lochenpaß und in Odenthal führten diese Erfahrungen, im Gegensatz zum Elmsteiner Tal, zu einer Abwehr von Streckensperrungen durch die zuständigen Behörden.
 

Verkehrsberuhigungen und verstärkte Polizeikontrollen führten vor allem in Meinerzhagen-Gummersbach
 und im Odenwaldkreis
 zu einem Rückgang der Lärmbelästigung und der Motorradunfälle, wodurch entsprechende Sperrungen aufgehoben oder gar nicht erst eingeführt wurden.
 

In Dangast, wo im Februar 1995 ein drohendes Fahrverbot für Motorradfahrer vom Straßen- und Verkehrsausschuß abgelehnt wurde, wurden vor allem wirtschaftliche Gründe berücksichtigt. Dort machte die zuständige Wirtschaftsförderungsgesellschaft Varel e.V. darauf aufmerksam, daß Motorradtouristen für Dangast ein nicht zu unterschätzender Wirtschaftsfaktor seien und ein Fahrverbot große Auswirkungen auf die dort ansässigen Händler, Gastwirte und Hoteliers haben würde.
 

c) Rechtliche Beurteilung von Streckensperrungen

Eine Auswertung der Urteile, die in Klagen von betroffenen Motorradfahrern ergangen sind, ergab ein sehr einheitliches Bild davon, wie Gerichte Streckensperrungen behandeln. Stellvertretend dafür können die Prozesse um die Neuffener Steige und das Elmsteiner Tal geschildert werden, da die meisten anderen Klagen nach einem negativen Urteil des jeweils zuständigen Verwaltungsgerichts oft aus finanziellen Gründen nicht weitergeführt werden konnten.

Im Fall der Sperrung Elmsteiner Tal klagten vier Motorradfahrer vor dem Verwaltungsgericht Neustadt auf Aufhebung des Fahrverbots. Die Klage wurde jedoch unter anderem mit der Begründung abgewiesen, daß die Sicherung der Leitplanken mit Protektoren dem Ausbau der Straße zu einer Rennstrecke diene.
 Eine Berufung am Oberverwaltungsgericht Koblenz blieb ebenfalls erfolglos. Zusätzlich wurde eine Revision vor dem Bundesverwaltungsgericht nicht zugelassen, da es sich nach Ansicht der Richter nicht um eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung handele.
 Ähnliche Erfahrungen sammelten Anrainer der Neuffener Steige.
 Das einzige aufgefundene Urteil, das zugunsten klagender Motorradfahrer erging, wurde vom Verwaltungsgericht München 1986 gefällt. Die damalige Sperrung der Sudelfeldstrecke bei Bayrischzell mußte aufgehoben werden, da Motorräder als Fahrzeuge im öffentlichen Verkehr zugelassen seien und somit ihre Fahrer grundsätzlich die gleichen Rechte zur Benutzung öffentlicher Straßen hätten, wie alle anderen Verkehrsteilnehmer auch.

2.1.2 Straßenbau

Auch der Straßenbau konnte als ordnender und strukturierender Bestandteil der Verkehrspolitik identifiziert werden. In diesem Bereich fand vor allem die Verwendung von Bitumen für Ausbesserungsarbeiten Erwähnung. Weiterhin wurde vereinzelt der Aus- und Neubau von Rennstrecken gefordert.

a) Bitumen und dessen Auswirkungen

Bitumen ist eine schwarze, teerähn​liche und während der Verarbeitung relativ dünnflüssige Masse, die vor allem zur Abdichtung von Fugen zwischen Betonplatten und zur Ausbesserung von Schlaglöchern und Rissen in Fahrbahndecken eingesetzt wird.
 Um die Bedeutung des Einsatzes von Bitumen für Motor

radfahrer darzustellen, werden zunächst dessen Auswirkungen auf die Fahrphysik und anschließend die praktischen Folgen geschildert.

Problematisch an diesem Straßenbelag ist die wesentlich geringere Reibhaftung, die schon bei trockenem Straßenzustand vor allem für Motorradfahrer deutlich spürbar ist und bei Kurvenfahrten oder Bremsmanövern gefährliche Situationen verursachen kann.
 Eine 1995 veröffentlichte Untersuchung des Instituts für Zweiradsicherheit (IfZ) und der Technischen Hochschule Aachen bewies, daß sich der Bremsweg auf nassem Bitumen im Vergleich zu nassem Asphalt auf das zwei- bis dreifache verlängern kann. Zudem erreichten einige getestete Motorradreifen ihre Haftgrenze auf dieser Oberfläche bereits bei einer Schräglage von nur 15 Grad.
 Der Nachteil, der sich für Motorradfahrer aus der Verwendung von Bitumen ergibt, wird vor allem durch eine Schilderung der besonderen Fahrdynamik von Einspurfahrzeugen deutlich: Ein blockiertes Vorderrad, das bei manchen Motorrädern auch auf gerader Strecke zum seitlichen Wegdriften neigt,  läßt sich mit etwas Übung durch wiederholtes Lösen der Bremse kontrollieren. Bei Kurvenfahrten und somit in Schräglage führt ein blockiertes Vorderrad jedoch unvermeidlich zu einem Sturz, wodurch Maschine und Fahrer in den Gegenverkehr oder eventuell vorhandene Leitplankenpfosten rutschen können.
 

Eine vorausschauende Fahrweise und somit das frühzeitige Erkennen der gefährlichen Stellen ist nur bedingt möglich, da vor allem nasser Bitumen kaum von nassem Asphalt zu unterscheiden ist.

b) Gründe und Alternativen für die Verwendung von Bitumen

Als Grund für die Verwendung von Bitumen trotz dessen Gefährlichkeit für Motorradfahrer werden meist die etwa dreimal so hohen Kosten
 für das vom IfZ geforderte alternative „Abfräsen[s] und Aufbringen[s] einer neuen Deckschicht“
 angeführt. Ähnliches bestätigte auch Arnulf Nägele: 
 „[...] der Einsatz von Maschinen zur großflächigen Renovierung von schadhaften Straßenbelägen rechnet sich erst ab einer Strecke von mindestens 20 bis 30 Metern.“

Als Alternative zur Ausbesserung betroffener Streckenabschnitte wurde das Aufstellen von Hinweisschildern genannt, die vor allem Motorradfahrer auf die besondere Gefährlichkeit eines Straßenabschnitts aufmerksam machen sollen.

c) Fallbeispiel für den behördlichen Umgang mit Unfallopfern 

Im September 1994 verunglückte auf einem großflächig mit Bitumen behandelten und nassen Abschnitt der B 257 Joachim Scheffler, Mitarbeiter der Zeitschrift „Motorradfahrer“,
 tödlich. Wenige Tage später starb ein zweiter Motorradfahrer an den Folgen eines Unfalls an der gleichen Stelle. 

Eine Anzeige gegen die Straßenmeisterei Altenahr wegen Verletzung der Aufsichtspflicht durch den Vater des ersten Verunglückten blieb erfolglos.
 Die Staatsanwaltschaft Koblenz lehnte eine Anklage ab, da „der fragliche Streckenabschnitt durch den zuständigen Streckenwart achtmal hinsichtlich der Verkehrssicherheit in Augenschein genommen“
 wurde. Eine Begutachtung der Unfallstelle am Tag des Unfalls ergab, daß „eine sich aus dem optischen Erscheinungsbild der Unfallstelle ergebende Gefährdungslage“ 
 nicht erkennbar war. Zudem hätten bis September 1994 keine Hinweise auf eine Gefähr

lichkeit des Streckenabschnitts vorgelegen.
 Nach Bekanntwerden einer Unfallmeldung vom 14. Juli 1994, in welcher der Sturz eines Motorradfahrers an der gleichen Stelle und unter gleichen Bedingungen festgehalten wurde,
 leitete der zuständige Generalstaatsanwalt am 7. Januar 1997 eine neue Ermittlung in der Sache ein.
 

d) Rennstrecken

Ein weiterer Bereich des Straßenbaus, der vor allem auch im Zusammenhang mit Streckensperrungen erwähnt wurde, ist der Ausbau vorhandener und der Bau neuer Rennstrecken.
 Dies soll vor allem zur Beruhigung des Verkehrs auf öffentlichen Straßen beitragen, da sportlich orientierte Motorradfahrer ihre Neigungen auf geschlossenen Strecken ausüben können und den Straßenverkehr so nicht mehr belasten. Von den Motorradimporteuren wird dabei eingeräumt, daß dabei auch ökologische Interessen zu berücksichtigen sind.
 Vor allem im Osten Deutschlands sind Aktivitäten in diese Richtung zu verzeichnen.

2.1.3 Normvorschriften

Da die hier betrachteten Normen Bestimmungen über die Beschaffenheit von Fahrzeugen sind und diese in der theoretischen Betrachtung gemäß ihrer ordnenden und strukturierenden Funktion der Verkehrspolitik zugeordnet wurden, stellen auch Normen einen Bestandteil der Verkehrspolitik dar. 

Neben den nationalen Normen sind auch die Normen, die im Rahmen des europäischen Einigungsprozesses und dem damit verbundenen Aufbau eines einheitlichen Binnenmarktes erlassen werden, von Bedeutung, da sie sich auf bestehende deutsche Regelungen auswirken. Motorradfahrer sind vor allem von die Bestimmungen einer neuen EU-Betriebserlaubnis für Motorräder betroffen. Solche Normen sind zum einen geeignet, den Warenaustausch zwischen europäischen Ländern zu erleichtern und dienen zum anderen der Schaffung einheitlicher Sicherheitsstandards.
 

Diese Bestimmungen und die sich daraus für Motorradfahrer ergebenden Konsequenzen, sollen im Folgenden dargestellt werden.

a) Geräuschnorm

Diese Norm beschreibt den Lautstärkepegel, der in etwa zwei Metern Abstand hinter dem Motorrad gemessen wird.
 Derzeit existieren in Europa Grenzwerte von 86 dB (A) in Belgien bis 80 dB (A) in Deutschland.
 

Bis März 1995 forderte die zuständige europäische Kommission eine europaweite Reduzierung des Geräuschpegels auf 80 dB (A). Eine Demonstration der Federation of European Motorcyclists (FEM) am 21. März des gleichen Jahres vor 30 Abgeordneten des Europäischen Parlaments sollte veranschaulichen, daß der Unterschied zwischen 78, 80 und 82 dB (A) nicht hörbar sei. Die FEM forderte daher den höchsten Grenzwert mit der Begründung, daß niedrigere Werte die Produktion unnötig verteuern und somit Nachteile für Motorradfahrer durch höhere Preise entstehen würden.
 Trotz einer 93prozentigen Zustimmung des Parlaments nach dieser Vorführung
  lehnte die zuständige Kommission einen Grenzwert von 82 dB (A) ab. Ein am 4. Februar 1997 durch den Vermittlungsausschuß vorgelegter Kompromißentwurf für eine EU-Betriebserlaubnis, die alle auf Motorräder bezogenen europäischen Normen 

umfaßt, sieht 80 dB (A) vor. Diese Vorlage muß jedoch noch vom Europäischen Parlament und den Landesregierungen verabschiedet werden, was nach Ansicht des EU-Parlamentariers Bernd Lange als sehr wahrscheinlich gilt.

b) Abgasnorm

Ein weiterer Punkt, der immer wieder von Motorradfahrern kritisiert wurde, ist die Vereinheitlichung der Abgaswerte. Ansatzpunkte sind dabei nicht die Werte an sich, sondern der Zeitpunkt ihrer Einführung und die daraus resultierenden Probleme bei der Einführung einer abgasorientierten Fahrzeugversteuerung und eventuellen Fahrverboten bei zu hoher Ozonbelastung in Deutschland. 
 Die in der erwähnten EU-Betriebserlaubnis
 festgeschriebenen Grenzwerte reduzieren den bislang in Deutschland erlaubten Kohlenmonoxidausstoß auf ein Drittel, den Ausstoß von Kohlenwasserstoff um die Hälfte. Diese Grenzwerte werden jedoch bisher nur von Motorrädern der Marken BMW (Modelle mit Katalysator) und Kawasaki (nur Modelle mit Sekundärluftsystem) erreicht.

c) Helmnorm

Viel Beachtung fanden ebenfalls die Bemühungen um eine praxisgerechte Prüfnorm für die Sicherheit von Motorradhelmen. Wichtigster Kritikpunkt an der bis 1995 gültigen Norm ECE 03: Der nach Ansicht einiger Experten nicht praxisgerechte aber trotzdem geforderte Zweitschlag.
 Dieser Zweitschlag, dessen Ursprung in Prüfungsvorschriften für Arbeitshelme liegt und der Mitte der 70er Jahre durch die DIN 4848 in Deutschland und Mitte der 80er Jahre per ECE 22 europaweit auch auf Motorradhelme angewandt wurde, forderte, daß ein Helm zwei Schläge auf die gleiche Stelle aushalten mußte. Ein Unfallverlauf, der praktisch nur sehr selten vorkommt.
 Eine Folge dieses Prüfverfahrens war es, daß Hersteller Helme mit einer extrem harten Schale bauten, die den zweiten Stoß zwar abhielten, aber Beschleunigungen des Gehirns zulie

ßen, die dieses nicht aushalten konnte.
 Die Norm ECE 22.04 verzichtete auf diesen Zweitschlag. An die Stelle des Zweitschlags rückte die Forderung nach einer besseren Dämpfung im Inneren des Helms und somit einer Herabsetzung der Hirnbeschleunigung von 300 auf 275 G.

Im Verlauf der Entwicklung der Helmnorm wurde von Motorradfahrern und ihren Interessenvertretungen kritisiert, daß sich sicherheitsrelevante Nachteile aus der mangelnden Berücksichtigung der praktischen Ansprüche an einen Motorradhelm ergaben. So wurden die Hinweise von Fachleuten zunächst nur unzureichend und dann auch nur auf intensives Drängen der Motorradfahrerverbände berücksichtigt.

d) Protektorennorm

Ähnliche Nachteile für die Sicherheit der Motorradfahrer könnten sich aus deutschen und englischen Normungsbestrebungen bezüglich Sturzprotektoren für Motorradfahrerbekleidung ergeben.

Sowohl der DIN-Normenausschuß als auch die British Standards Institution (BSI) legten 1995 Vorschläge für Leistungsanforderungen an Sturzprotektoren, Motorradfahrerbekleidung und die jeweiligen Prüfverfahren vor.
 Der Sinn solcher Normen ist umstritten, da praxisgerechte Prüfverfahren im Gegensatz zur Helmprüfung nicht möglich sind. Prüfkriterien könnten nur auf genormte Sturzszenarien angewendet werden. In der Realität sind die Verläufe von Stürzen jedoch zu unterschiedlich, um vereinheitlicht werden zu können, weshalb sich die Wirkung von Protektoren nicht exakt genug messen läßt, um aus den Ergebnissen eine Norm zu entwickeln.

Ein sicherheitsrelevanter Nachteil würde sich hier, wie auch bei der Entwicklung der Helmnorm, aus wenig praxisgerechten Prüfverfahren und damit aus dem Inhalt der Norm ergeben. Dies ist jedoch noch nicht der Fall, da das europäische Normungsgremium bisher Motorradfahrerbekleidung noch nicht als normungspflichtige Schutzbekleidung eingestuft hat.
 

e) Weitere Normen

Nach der im Rahmen der EU-Betriebserlaubnis  vorgesehenen generellen Reifenfreigabe müssen Motorradhersteller bei Reifenfreigaben nicht mehr, wie bisher in Deutschland vorgeschrieben, neben dem Reifentyp auch den Reifenhersteller
 angeben. Dadurch würden teure Tests entfallen, bei denen bisher die Reifen jedes einzelnen Herstellers daraufhin geprüft werden mußten, ob er die Fahreigenschaften des Motorrads negativ beeinflußt. Eine Einordnung dieser Norm hinsichtlich der sich für Motorradfahrer ergebenden Vor- oder Nachteile ist nicht möglich. Einerseits werden „große Sicherheitsbedenken [...] wegen der in Deutschland nicht geltenden Höchstgeschwindigkeitsbegrenzung“ geäußert,
 andererseits haben Motorradfahrer dadurch die Möglichkeit, zwischen allen in Betracht kommenden Reifen zu wählen.
 

Weiterhin verzichtet die derzeitige Fassung der EU-Betriebserlaubnis auf einen Anti-Manipulationskatalog für Motorräder, welcher in den ersten Entwürfen noch vorhanden war.
 Dieser sah vor, bestimmte Bereiche des Motors, die zur Leistungssteigerung geeignet sind, durch Abreißschrauben und ähnliche technische Vorkehrungen dem privaten Zugriff zu entziehen. Dadurch wäre für Motorradfahrer der Nachteil entstanden, daß manche Reparaturen nicht mehr allein vom Besitzer durchgeführt werden könnten und einen teuren Werkstattbesuch zur Folge gehabt hätten. Eine derartige Regelung gibt es in Deutschland bereits für Zweiräder der Klasse bis 125 cm³. Diese Verordnung soll, so sieht es der europäische Kompromißentwurf vor, demnächst europaweit gelten.

Ebenfalls abgelehnt wurde ein gesetzlich verankertes PS-Limit für Motorräder. Ein Entwurf sah vor, das in Deutschland von Importeuren freiwillig eingehaltene Limit von 100 PS für ganz Europa festzuschreiben. Aufgrund mehrerer Untersuchungen, die belegten, daß es keinen kausalen Zusammenhang zwischen Motorleistung und Unfallgefahr gibt, wurde dieser Vorschlag vorerst aus dem 

Kompromißentwurf herausgenommen. Eine endgültige Entscheidung fällt jedoch erst nach der Auswertung einer weiteren Studie zu diesem Thema, die der europäische Vermittlungsausschuß in Auftrag gegeben hat. Zwischenergebnisse bestätigen jedoch die Erkenntnisse älterer Studien und lassen eine gesetzliche Verankerung des 100-PS-Limits als sehr unwahrscheinlich erscheinen.

2.1.4 Sommersmog-Verordnungen

Das Bundes-Immisionsschutzgesetz ist eine strukturpolitische Regelung der Verkehrspolitik, die umweltpolitische Ziele verfolgt. Eine nordrhein-westfälische Initiative vom 16. Dezember 1994
 führte am 26. Juli 1995 zu einer Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, nach der Fahrzeuge ohne Katalysator und ohne amtliche Kat-Plakette
 nicht mehr fahren dürfen, sobald die Ozonkonzentration der Luft 240 Mikrogramm pro Kubikmeter überschreitet.

Ein Nachteil für Motorradfahrer ergibt sich im Zusammenhang mit dieser Gesetzesänderung aus der Tatsache, daß bis zu diesem Zeitpunkt die Erteilung einer Kat-Plakette für Motorräder nicht vorgesehen war, da der Anteil der Motorräder am gesamten Schadstoffausstoß vernachlässigbar gering ist.
 Da mit dieser Begründung auch eine steuerliche Förderung des Einbaus von Katalysatoren verweigert wurde, war die Nachfrage nach Katalysatoren sehr gering, weshalb auch kaum welche entwickelt wurden.
 Als Folge daraus wären 99,9 Prozent aller in Deutschland zugelassenen Motorräder trotz ihres geringen Anteils am Schadstoffausstoß von einem eventuellen Fahrverbot bei Ozonalarm betroffen.

Allerdings erlaubt das Gesetz den Straßenverkehrsbehörden der Länder, Ausnahmegenehmigungen für „zwei- oder dreirädrige Kraftfahrzeuge mit geringem Schadstoffausstoß“ 
 zu erteilen. Da es derzeit jedoch keine Definition für ein 

schadstoffarmes Motorrad gibt, waren die Behörden der einzelnen Bundesländer aufgefordert, eigene Grenzwerte zu definieren.
 Als Folge daraus entstanden in den 16 deutschen Bundesländern 9 unterschiedliche Regelungen, wann Motorräder bei Ozonalarm fahren dürfen. So müssen zum Beispiel in einigen Bundesländern wie Bayern und Sachsen Motorräder die Abgaswerte eines Autos mit geregeltem Drei-Wege-Katalysator erreichen, während andern-orts, Zum Beispiel in Hamburg oder Hessen, die für 1998 vorgesehene Euro-1-Norm reicht.
 Andere Bundesländer haben lediglich die bestehenden Abgasgrenzwerte für Motorräder
 um bis zu 90 Prozent reduziert oder die Umsetzung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in bezug auf Motorräder ausgesetzt.
 Problematisch wird die Kontrolle einiger dieser Grenzwerte dadurch, daß es für Motorräder bisher kein Meßsystem für die bei Katalysator-Kraftfahrzeugen und der Euro-1-Norm berücksichtigten Stickoxide gibt.

Eine Änderung dieser Situation zeichnete sich nach dem gescheiterten Versuch eines Fachausschusses des Bundesverkehrsministeriums Ende November 1995
 erst Mitte 1996 ab, als mehrere Bundesländer die für 1998 erwartete Euro-1-Norm als Grenzwert akzeptierten.
 Eine endgültige bundeseinheitliche Regelung ist jedoch bislang nicht in Kraft.

Die Kritik seitens der Motorradfahrer setzt in bezug auf die Sommersmogverordnung gleich an drei Punkten an. Zum einen werden an Motorräder Anforderungen gestellt, die entweder rein technisch noch nicht oder nur mit einem großen finanziellen Aufwand realisierbar sind, zum anderen treffen diese Anforderungen Motorradfahrer besonders hart, da sie im Gegensatz zu Autofahrern 

bisher keine steuerliche Förderung erhalten haben. Weiterhin ermöglicht es die unterschiedliche Interpretation der Sommersmogverordnung durch die einzelnen Bundesländer, daß Motorradfahrer bei Ozonalarm in einem Land fahren dürfen und in einem anderen Land nicht.

2.1.5 Kfz-Steuern

Die Kfz-Steuerpolitik stellt ein Instrument der Verkehrspolitik dar, da sie durch eine gezielte Förderung oder Benachteiligung bestimmter Bereiche des Straßenverkehrs diesen ordnet. Als Bestandteil der Verkehrspolitik wirkt sie wiederum im Rahmen der Strukturfunktion auf andere Bereiche, wie zum Beispiel die Umweltschutzpolitik.

Wie bereits bei den Ausführungen zur Sommersmog-Verordnung dargestellt, wurde der Einbau von Katalysatoren in Motorräder bisher nicht staatlich gefördert. Da jedoch für Autos mit Katalysator ein geringerer Steuersatz zu entrichten ist als für solche ohne Abgasreinigungsanlage
 und diese dadurch steuerlich gefördert werden, stellt die Verweigerung einer steuerlichen Förderung von Motorrädern mit Katalysator eine Benachteiligung der betroffenen Motorradfahrer dar.

Ähnlich verhält es sich mit der für den 1. Juli 1997 geplanten abgasorientierten Kfz-Steuerreform, von der Motorräder ausgenommen sind, da es bisher keine Definition eines schadstoffarmen Motorrads gibt. Somit werden auch Motorräder, die schon jetzt die zu erwartenden europäischen Normen erfüllen oder eine Kat-Plakette erhalten haben, nach einer Umstellung der Bemessungsgrundlage der Kfz-Steuern nicht gefördert und somit benachteiligt.
 

Als eine Folge dieser Steuerpolitik wurde von Vertretern deutscher Motorrad-Importeure eine Behinderung des Fortschritts in der Umwelttechnik beschrieben. Umweltfreundliche Techniken würden von ausländischen Anbietern vor allem erst dann entwickelt, wenn dies der Markt erfordere. Doch so lange nicht 

der Gesetzgeber diese Forderung formuliert, wird auch die Nachfrage auf dem Markt nicht groß genug sein, um die Kosten einer auf den entsprechenden Markt zugeschnittenen Entwicklung zu rechtfertigen. Im Bereich der motorradbezogenen Umweltschutztechnik war dies bislang nicht der Fall.
 Ähnlich verhält es sich mit der generellen Entwicklung und Markteinführung neuer Modelle. so räumten sowohl Ivano Beggio von Aprilia
 als auch Bert Pönsgen von Suzuki
 die Möglichkeit ein, bestimmte Modelle vom deutschen Markt zu ziehen, da es sich nicht lohne, diese allein für den deutschen Markt umzubauen.

2.1.6 Führerscheinregelungen

Die Bestimmungen der seit dem 1. Juli 1996 geltenden neuen Fassung der Führerscheinklasse 1B besagen, daß sowohl Jugendliche ab 16 Jahren als auch Inhaber des Führerscheins der Klasse 3 Leichtkrafträder bis 125 cm³ und 15 PS fahren dürfen. 
 Eine Beschränkung betrifft nur Minderjährige: Sie dürfen lediglich Leichtkrafträder fahren, deren bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 80 km/h nicht überschreiten darf.
 Eine Maßnahme, die der Sicherheit der Fahranfänger dienen soll.
 

Doch schon während der Diskussion über die Einführung einer Geschwindigkeitsbegrenzung zeigten Tests des IfZ
 und ein Selbstversuch der Zeitschrift Motorrad,
 daß eine Drosselung auf 80 km/h Fahranfänger auch gefährden kann: Ein flüssiges Mitschwimmen im fließenden Verkehr war vor allem auf Autobahnen nicht möglich. Vielmehr lief der nachfolgende Verkehr dicht auf, vereinzelt waren die Testpersonen kritischen Überholmanövern von Lastkraftwagen ausgesetzt.
 Diese Ergebnisse veranlaßten sowohl Fahrlehrer als 

auch Vertreter der Bundesregierung, sich für eine Begrenzung der Höchstgeschwindigkeit auf 100 km/h einzusetzen.
 

Doch trotz dieser Einwände entschied sich der Bundesrat im April 1995 für ein Limit von 80 km/h.
 Diese Entscheidung bedeutet eine nachteilige Behandlung der Motorrad-Fahranfänger, da Inhaber des Führerscheins der Klasse 3 ungedrosselte Leichtkrafträder fahren dürfen, trotzdem sie keine zweiradspezifische Ausbildung erhalten haben. Die meisten europäischen Länder haben sich für eine Drosselung auf 100 km/h oder, wie zum Beispiel Frankreich und Italien, ganz gegen eine Geschwindigkeitsbegrenzung für Leichtkrafträder entschieden.

Eine mögliche Folge der Begrenzung der Höchstgeschwindigkeit von Leichtkrafträdern auf 80 km/h könnte ein Attraktivitätsverlust der Führerscheinklasse 1B sein: Eine Umfrage unter Leichtkraftrad-Interessenten von 1994
 ergab, daß nur 26 % der Befragten einen auf 80 km/h begrenzten 125er-Führerschein machen würden. Weiterhin besteht die Gefahr, daß ein Teil der jugendlichen Leichtkraftradfahrer die Höchstgeschwindigkeit durch verbotene Tuningmaßnahmen zu steigern versucht. Gefährlich ist dabei die Möglichkeit, daß manche Fahrwerke und Bremsanlagen nicht auf eine höhere Geschwindigkeit ausgelegt sind und so das Unfallrisiko steigt.

Der Stufenführerschein (Klasse 1A)
 für Motorräder erlaubt  erwachsenen Fahranfängern in den ersten zwei Jahren nur das Führen eines Motorrads mit maximal 34 PS (ohne weitere Beschränkungen). Eine Benachteiligung der Motorradfahrer ergibt sich aus der Tatsache, daß es eine vergleichbare Regelung für Fahranfänger der Klasse 3 nicht gibt.

2.1.7 Ergebnisse der Untersuchung

Ziel dieses Abschnitts war es, anhand von Beispielen aus unterschiedlichen Bereichen der Verkehrspolitik die politische Situation der Motorradfahrer darzustellen und somit eine Basis für die Bewertung ihrer Situation in der Verkehrspolitik zu schaffen.

Dabei konnte im Bereich der Streckensperrungen eine Ungleichbehandlung der Motorradfahrer gegenüber anderen Verkehrsteilnehmern festgestellt werden, da allein Motorradfahrer von der Benutzung einiger öffentlicher Straßen ausgeschlossen wurden und so einen Nachteil erleiden. 

Die Verwendung von Bitumen im Straßenbau betrifft Motorradfahrer und andere Verkehrsteilnehmer gleichermaßen und stellt demzufolge eine Gleichbehandlung aller Verkehrsteilnehmer dar. Für Motorradfahrer ergeben sich jedoch aufgrund der besonderen Fahrphysik Nachteile durch die Verwendung von Bitumen. 

Die Inhalte mancher Normen brachten für Motorradfahrer Verbesserungen, wie zum Beispiel die neue Helmnorm, aber auch Nachteile, wie durch die Geräusch- und die Abgasnorm.

Durch die Bestimmungen der neuen Führerscheinklasse 1B entstanden für Motorrad-Fahranfänger Nachteile durch eine Ungleichbehandlung: Während Autofahrer unter bestimmten Voraussetzungen Leichtkrafträder ohne Geschwindigkeitsbegrenzung fahren dürfen, sind jugendliche Fahranfänger von einem Tempolimit betroffen. Ein weiterer Nachteil ergibt sich aus der Leistungsbeschränkung durch den Stufenführerschein, da es diesen zum Beispiel nicht für Autofahrer, sondern nur für Motorradfahrer gibt und so eine ungleiche Behandlung entsteht.

Weiterhin zeigte sich im Bereich der Kfz-Steuern eine benachteiligende Behandlung, da Motorradfahrern im Gegensatz zu Autofahrern eine steuerliche Förderung von Katalysatoren verweigert wurde. 

Durch die Gleichbehandlung aller Verkehrsteilnehmer im Rahmen der Sommersmogverordnung ergeben sich Nachteile für Motorradfahrer, da sie bei Smogalarm trotz des geringen Anteils am Schadstoffausstoß aufgrund einer ungenügenden Abgasreinigung nicht fahren dürfen.

Im Rahmen der Analyse der verkehrspolitischen Situation der Motorradfahrer werden nun diese Beobachtungen bewertet. 

2.2 Bewertung der Untersuchungsergebnisse

Um die Frage zu klären, ob Motorradfahrer tatsächlich durch die Verkehrspolitik diskriminiert werden, muß nun die im vorangegangenen Abschnitt aufgezeigte Behandlung der Motorradfahrer dahingehend geprüft werden, ob die Gleich- beziehungsweise Ungleichbehandlung in Verbindung mit eventuellen Nachteilen gerechtfertigt ist oder nicht. 

In bezug auf die Benutzung öffentlicher Straßen lassen sich keine Unterschiede zwischen Motorrädern und anderen Fahrzeugen feststellen. Gemäß der StVZO sind nur solche Fahrzeuge von deren Benutzung auszuschließen, die den Vorschriften der Verkehrssicherheit nicht entsprechen.
 Schon allein deshalb erscheint die Ungleichbehandlung von Motorradfahrern bezüglich der Benutzung einiger Streckenabschnitte zumindest fragwürdig. Begründet wurde dieser Ausschluß mit einer erhöhten Lärmbelästigung und Verkehrsgefährdung durch Motorradfahrer, die auf den fraglichen Straßen Rennen fuhren. In Kapitel 1.3 konnte herausgearbeitet werden, daß es sich bei Motorradfahrern nicht um eine homogene Gruppe handelt, wodurch sich eine Verallgemeinerung der beobachteten Fälle und somit eine Gleichbehandlung aller Motorradfahrer verbietet. Es erscheint daher nur gerechtfertigt, einzelne, auffällig gewordene Motorradfahrer von der Benutzung besagter Straßen auszuschließen. Alle anderen Motorradfahrer sind daher mit den restlichen Verkehrsteilnehmern gleichzustellen und gleich zu behandeln. Daraus ergibt sich, daß Streckensperrungen, durch die Motorradfahrer einen ungerechtfertigten Nachteil erleiden, eine Diskriminierung durch die Politik darstellen.

In bezug auf die Verwendung von Bitumen im Straßenbau stellt die besondere Fahrphysik von Zweispurfahrzeugen und die damit verbundene erhöhte Unfallgefahr ein Kriterium dar, welches eine Unterscheidung zu mehrspurigen Fahrzeugen als notwendig erscheinen läßt. Gemäß dem Gleichbehandlungsgrundsatz wären diese ungleichen Fahrzeugtypen auch ungleich zu behandeln, was jedoch nicht der Fall ist. Dadurch erleiden Motorradfahrer im Gegensatz zu anderen Verkehrsteilnehmern einen sicherheitsrelevanten Nachteil. Die benachteiligende Gleichbehandlung erscheint daher ungerechtfertigt und ist als Diskriminierung zu werten.

Die Formulierung motorradbezogener Normen und die Regelungen der Führerscheinklasse 1B sollen unter anderem der besonderen Gefahr des Motorradfahrens Rechnung tragen. Die formale Ungleichbehandlung erscheint somit gerechtfertigt. Es hat sich jedoch gezeigt, daß manche der erlassenen Vorschriften inhaltlich oft nicht geeignet sind, diesen Anspruch zu erfüllen, da sie zum Beispiel die Gefahren, die sich aus einer Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h für Führerscheinneulinge oder den Prüfvorschriften für Helme ergeben, nicht ausreichend berücksichtigen. Diese Vorschriften erscheinen daher als nicht geeignet und erfüllen so nicht die besondere Bedingung einer Ungleichbehandlung (Voraussetzung der Geeignetheit).
 Damit können diese Regelungen als ungerechtfertigt und diskriminierend bezeichnet werden.

Bei den Vorschriften des Stufenführerscheins konnte ebenfalls eine Ungleichbehandlung nachgewiesen werden. Es sind jedoch keine Kriterien ersichtlich, die Fahranfänger der Klasse 1 wesentlich anders erscheinen lassen als solche der Führerscheinklasse 3, wodurch eine Gleichbehandlung beider Gruppen geboten ist. Daher ist die festgestellte Ungleichbehandlung ungerechtfertigt und somit diskriminierend.

Die Benachteiligung der Motorradfahrer bei der steuerlichen Förderung von Katalysatoren wurde damit begründet, daß Motorräder nur gering am Schadstoffausstoß beteiligt seien und somit ein Katalysator nicht erforderlich sei. Diese formale Ungleichbehandlung erscheint zunächst gerechtfertigt. Da jedoch durch die Sommersmogverordnung nun nicht nur von Autos, sondern auch von Motorrädern Katalysatoren gefordert und somit gleiche Bedingungen geschaffen werden, erscheint die steuerliche Ungleichbehandlung nicht mehr gerechtfertigt.

Ausgehend von der steuerlichen Ungleichbehandlung der Motorradfahrer aufgrund des geringen Anteils der Motorräder am Schadstoffausstoß, ergibt sich für die Sommersmogverordnung, die sich ja mit dem Schadstoffausstoß befaßt, ebenfalls das Gebot einer Ungleichbehandlung in Form einer Ausnahme von Motorrädern vom Fahrverbot. Die Gleichbehandlung der Motorradfahrer durch ein Fahrverbot bei hoher Ozonbelastung ist somit nicht gerechtfertigt und diskriminierend.

Mit Hilfe des Gleichbehandlungsgrundsatzes konnte nachgewiesen werden, daß Motorradfahrer von der Verkehrspolitik in weiten Teilen ungerechtfertigt benachteiligt und somit diskriminiert werden.

2.3 Zusammenfassung von 2

Die Untersuchung der verkehrspolitischen Situation der Motorradfahrer hat gezeigt, daß sie in vielen Bereichen im Vergleich zu anderen Verkehrsteilnehmern nachteilig behandelt werden. Die Nachteile ergaben sich sowohl formal aus einer Gleichstellung der Motorradfahrer mit anderen Verkehrsteilnehmern oder deren Ungleichbehandlung als auch aus den Inhalten mancher Vorschriften.

Eine Bewertung dieser Untersuchungsergebnisse mit Hilfe des rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes ergab, daß es für diese nachteilige Behandlung nur selten Rechtfertigungsgründe gab und daß Motorradfahrer somit von der Verkehrspolitik diskriminiert werden.

Wie bereits bei der Definition der Politik im ersten Kapitel dargestellt wurde, ist die Aufgabe der Politik die formale Gestaltung des gesellschaftlichen Willens. Daraus ergab sich, daß auch eine politische Diskriminierung von Motorradfahrern ihren Ursprung in ihrer gesellschaftlichen Situation haben muß. Um die Frage zu klären, ob Motorradfahrer tatsächlich durch die Gesellschaft diskriminiert werden, wird deren gesellschaftliche Situation im folgenden Kapitel analysiert.

3. Analyse der gesellschaftlichen Situation der Motorradfahrer

Um die Frage zu klären, ob Motorradfahrer tatsächlich durch die Gesellschaft diskriminiert werden, wird zunächst auf die individuellen Vorstellungen und Vorurteile eingegangen, da diese per Definition die Grundlage der gesellschaftlichen Diskriminierung darstellen.
 Anschließend soll der Umgang der Gesellschaft mit Motorradfahrern anhand ihrer Darstellung in den Medien und durch Fallbeispiele veranschaulicht werden. Die so erhaltenen Ergebnisse 

können schließlich hinsichtlich ihrer Bedeutung für eine eventuelle Diskriminierung bewertet werden.

An dieser Stelle sei nochmals darauf hingewiesen, daß die verwendeten Interviews und Umfragen aufgrund des Forschungsumfangs und der zur Verfügung stehenden Mittel nicht repräsentativ sein können. Sie liefern jedoch Informationen, mit denen sich Bilder von den Meinungen und Erwartungen einzelner Personen oder Gruppen nachzeichnen lassen.

3.1 Individuelle Vorstellungen und Vorurteile

Als Basis der Untersuchung individueller Vorstellungen und Vorurteile dienen die Ergebnisse einer Umfrage unter 52 Nicht-Motorradfahrern. Diese Gruppe wurde ausgewählt, da der überwiegende Teil der Gesellschaft aus Nicht-Motorradfahrern besteht und davon ausgegangen werden kann, daß diese Gruppe eine andere Einstellung zu Motorradfahrern hat als Motorradfahrer selbst. Im Verlauf der Untersuchung wird zunächst auf die Vorstellungen eingegangen, da sie, wie in Kapitel 1.2.5 dargestellt, die Grundlage von Vorurteilen sind.
 Anschließend wird untersucht, ob und wenn ja, welche Vorurteile vorhanden sind.

3.1.1 Vorstellungen

Grundlage zur Feststellung der vorhandenen Vorstellungen vom Motorradbereich sind die Antworten der befragten Nicht-Motorradfahrer im Teil B des Fragebogens.
 Hier sollten Einschätzungen nach den fahrerischen und technischen  Möglichkeiten von Motorradfahrern beziehungsweise Motorrädern abgegeben werden. Die Auswahl der Fragen basiert hauptsächlich auf den sich im Rahmen erster Recherchen zur vorliegenden Arbeit abzeichnenden Vorstellungen, daß Motorradfahrer schnell fahren und ihre Maschinen nicht ausreichend beherrschen. 

Bei der Auswertung der Daten fiel zunächst eine weite Streuung der Antworten auf. So wurde zum Beispiel das Gewicht eines durchschnittlichen Motorrads mit Werten zwischen 100 und 500 Kilogramm angegeben und die durchschnittliche Höchstgeschwindigkeit auf 120 bis 300 km/h geschätzt.
 Auch bei der Frage, wieviele Motorradfahrer es in Deutschland gibt, gingen die Antworten sehr weit auseinander und reichten von 50.000 bis 10,5 Millionen, wobei nur 23 Prozent mit einer Schätzung zwischen 1 und 3 Millionen halbwegs richtig lagen.
 Knapp 40 Prozent der Befragten überschätzten den umwelttechnischen Stand im Motorradbereich und waren der Meinung, es gäbe für viele Motorräder einen Katalysator.
 

Eine genauere Betrachtung des Datenmaterials ergab, daß sich die Antworten vor allem bezüglich des Alters der befragten Personen unterscheiden. Dieser Unterschied wurde vor allem bei der Bildung von zwei Gruppen deutlich: Gruppe 1 bis 40 Jahre und Gruppe 2 ab 41 Jahre. Infolgedessen werden die Daten zunächst nach diesen beiden Gruppen aufgeschlüsselt dargestellt.

Frage:
Antwort:
Alter bis 40 Jahre
Alter ab 

41 Jahre

Motorradfahrer im Bekanntenkreis
keinen

einen

mehrere
7,7

23,1

69,2
54,5

9,1

36,4

Durch. Gewicht eines Motorra.
kg
221,8
227,0

Durch. Höchstgeschwindigkeit
km/h
189,2
217,3

Bremsen in Kurven
nie oder manchmal gefährlich

oft oder immer gefährlich
38,5

61,5
45,5

54,5

Bremsweg im Vergleich zum Auto
länger 

gleich

kürzer
30,8

15,4

53,8
9,1

9,1

81,8

selbst verschuldete tödliche Unfälle
Prozent
21,9
33,2

Anzahl der Motorradfahrer
etwa
4,4 Mio.
2,7 Mio.

Katalysatoren verfügbar für
alle oder viele Modelle

wenige oder keine Modelle
30,8

69,2
54,5

45,5

Bei der Betrachtung der Daten fällt zunächst auf, daß Mitglieder der älteren Gruppe einen deutlich geringeren Kontakt zu Motorradfahrern haben als Mitglieder der jüngeren Gruppe. So kennt gut die Hälfte der älteren Personen keinen, aber gut zwei Drittel der Jüngeren mehrere Motorradfahrer. Weiterhin ordnen Nicht-Motorradfahrer ab 41 Jahren Motorrädern günstigere Fahreigenschaften im Vergleich zum Auto zu als solche bis 40 Jahre, was sich vor allem an den Einschätzungen zum Bremsen in Kurven und zur Länge des Bremswegs zeigt. Schließlich schätzt diese Gruppe die Anzahl der Motorradfahrer mit durchschnittlich 2,7 Millionen deutlich geringer ein und geht auch eher davon aus, daß es für „alle“ oder „viele“ Motorräder Katalysatoren gibt.

Der in dieser Betrachtung auffällig gewordene altersabhängige Kontakt von Nicht-Motorradfahrern zu Motorradfahrern warf die Frage auf, ob sich die Antworten generell auch hinsichtlich der Kontakthäufigkeit
 aufschlüsseln lassen. Eine dahingehende Untersuchung
 zeigte zumindest in einigen Punkten Unterschiede. So hatte die Hälfte der befragten Personen mit geringem Kontakt die Vorstellung, es gäbe für alle oder viele Motorräder einen Katalysator, jedoch nur knapp 30 Prozent der Personen mit mehreren bekannten Motorradfahrer. Diese zweite Gruppe schätzte auch die Schuld der Motorradfahrer an tödlichen Unfällen mit etwa 19 Prozent deutlich geringer ein als die Gruppe mit geringem Kontakt (knapp 40 Prozent). 

Aus den so gewonnenen Daten läßt sich eine tendenzielle Abhängigkeit der Antworten vor allem vom Alter der befragten Personen erkennen. Weiterhin weisen einige der Ergebnisse auf einen Zusammenhang der Antworten mit der Kontaktmöglichkeit zwischen Nicht-Motorradfahrern und Motorradfahrern hin. Die Spannbreite der Antworten auf einige Fragen veranschaulicht den zum Teil geringen Kenntnisstand zum Thema Motorrad. Die daraus resultierenden falschen Vorstellungen liefern die Grundlage zur Entstehung von Vorurteilen.

3.1.2 Vorurteile

Grundlage zur Feststellung eventuell vorhandener Vorurteile sind die Antworten der befragten Nicht-Motorradfahrer im Teil C des Fragebogens.
 In diesem Teil sollten das Verhalten und die Eigenschaften von Motorradfahrern bewertet und Forderungen zum Thema Motorrad angegeben werden. Für die Auswahl der Fragen gab es zwei Grundlagen: Zum einen waren es die sich im Rahmen erster Recherchen zur vorliegenden Arbeit abzeichnenden Vorurteile, zum anderen die Themen, die sich bei der Darstellung der politischen Situation der Motorradfahrer für diese als besonders wichtig erwiesen.
 

Aus der Befragung der Nicht-Motorradfahrer können vor allem zwei Meinungen abgeleitet werden: Motorradfahrer sind Verkehrsrowdies und nehmen Risiken in Kauf. So bezeichneten zum Beispiel etwa 50 Prozent aller Befragten einen hohen Anteil der Motorradfahrer als Raser, 42,3 Prozent waren der Meinung, viele würden häufiger Verkehrsregeln mißachten als andere Verkehrsteilnehmer und knapp ein Drittel ordnete das Fahrverhalten vieler Motorradfahrer als unvorsichtig ein. 

Eine genauere Betrachtung der Angaben zu den Vorurteilen ergab, wie schon bei den Vorstellungen, daß auch an dieser Stelle vor allem eine Differenzierung der Antworten nach zwei Altersgruppen (bis 40 Jahre und ab 41 Jahre) Unterschiede in der Bewertung der Motorradfahrer deutlich wird:

Frage:

Motorradfahrer...
Antwort:
Alter bis

40 Jahre
Alter ab

41 Jahre

sind Raser
alle, viele

wenige, keine
38,5

61,5
63,7

36,3

neigen eher zur Kriminalität als andere
alle, viele

wenige, keine
0,0

100,0
9,1

90,9

sind lebensmüde
alle, viele

wenige, keine
15,4

84,6
37,3

62,7

mißachten eher Verkehrsregeln als andere
alle, viele

wenige, keine
38,5

61,5
48,6

51,4

sind unnötige Luftverschmutzer
alle, viele

wenige, keine
7,7

92,3
0,0

100,0

fahren unvorsichtig
alle, viele

wenige, keine
23,1

76,9
45,5

54,5

So ist zum Beispiel das Verhältnis der Beurteilung darüber, wieviele der Motorradfahrer „Raser“ sind, in den beiden Gruppen genau umgekehrt: In der jüngeren Gruppe beträgt dieses Verhältnis zwischen „alle/viele“ und „wenige/keine“ ein Drittel zu zwei Drittel, bei den älteren Befragten dagegen zwei Drittel zu einem Drittel. Weitere Unterschiede wurden bei den Fragen danach deutlich, wieviele Motorradfahrer als „lebensmüde“ oder „unvorsichtig“ beurteilt werden. 

Diese Tendenz einer Abhängigkeit der Beurteilung vom Alter wird auch beim Verständnis dafür deutlich, das die befragten Personen für Motorradfahrer haben, die sich an einem Stau „vorbeimogeln“: 61,5 Prozent der jüngeren Gruppe hatten dafür „immer Verständnis“ (27,3 Prozent der Älteren), 30,8 Prozent manchmal (zu 54,5 Prozent) und 7,7 Prozent hatten dafür kein Verständnis (ab 41 Jahre sind es 18, 2 Prozent). 

Gemäß der in der Theorie dargestellten Handlungsbereitschaft als Bestandteil eines Vorurteils wurden weiterhin Fragen nach motorradbezogenen Forderungen gestellt:

Frage:

Ich bin für...
Antwort:
Alter bis

40 Jahre
Alter ab

41 Jahre

für Leistungsbegrenzung
ja

nein
15,4

84,6
36,4

63,6

für Geschwindigkeitsbegrenzung
ja

nein
61,5

38,5
54,5

45,5

für Streckensperrungen
ja

nein
7,7

92,3
36,4

63,6

Für Verbot des Motorradfahrens
ja

nein
0,0

100,0
9,1

90,9

Auch hier zeigt sich, mit Ausnahme der Forderung nach einer Geschwindigkeitsbegrenzung für Motorräder, daß die ältere Gruppe in stärkerem Maße Restriktionen verlangt als die bis 40-jährigen.

In Anlehnung an die bei den Vorstellungen festgestellte weitere Abhängigkeit der Antworten von der Kontakthäufigkeit der befragten Nicht-Motorradfahrer wurden auch die Daten zu den Beurteilungen und Forderungen hinsichtlich dieser Eigenschaft gegliedert. Dabei wurden vor allem Unterschiede bei der Beurteilung der Motorradfahrer als Raser deutlich: 75 Prozent der Personen mit nur geringem Kontakt waren der Meinung, „alle“ oder „viele“ Motorradfahrer seien „Raser“, jedoch nur 28,6 Prozent der Befragten, die mehrere Motorradfahrer kennen. Ähnliche Unterschiede ergaben sich bei der Einschätzung, daß „alle/viele“ Motorradfahrer unvorsichtig fahren (50 zu 14,3 Prozent) und bei der Forderung nach Streckensperrungen (33,3 zu 7,1 Prozent).

Als ausgeprägtestes Vorurteil konnte die Bezeichnung der Motorradfahrer als Raser identifiziert werden (die Hälfte der Befragten äußerten dies). Die maximale Häufigkeit von 50 Prozent der genannten Vorurteile erscheint jedoch nicht ausreichend, um pauschal von einer negativen Einstellung im individuellen Bereich zu Motorradfahrern zu sprechen. Vielmehr zeigte sich auch im Bereich der untersuchten Vorurteile und Forderungen, daß die Antworten der Befragten tendenziell vom Alter abhängig sind. Weiterhin war einen Abhängigkeit der Angaben vom Kontakt zwischen Nicht-Motorradfahrern und Motorradfahrern feststellbar. 

3.1.3 Zusammenfassung von 3.1

Die Auswertung der Ergebnisse einer Umfrage unter Nicht-Motorradfahrern zeigte eine tendenzielle Altersabhängigkeit sowohl der Vorstellungen als auch der Vorurteile und Forderungen in bezug auf Motorradfahrer. Weiterhin konnte, wenn auch in geringerem Maße, eine Abhängigkeit der jeweiligen Antworten von der Kontakthäufigkeit zwischen Nicht-Motorradfahrern und Motorradfahrern festgestellt werden. 

Die Häufigkeit der erfaßten Vorurteile und Forderungen reichten jedoch, abgesehen von der Bezeichnung der Motorradfahrer als „Raser“, nicht aus, um ein eindeutig negatives Bild im individuellen Bereich feststellen zu können. Da jedoch diese individuellen Vorurteile die Grundlage einer gesellschaftlichen Diskriminierung sind, stellt sich die Frage, wie sich das Fehlen eindeutiger Vorurteile auf den gesellschaftlichen Umgang mit Motorradfahrern auswirkt.

3.2 Der Umgang der Gesellschaft mit Motorradfahrern

Um ein Bild vom Umgang der Gesellschaft mit Motorradfahrern zu bekommen, wird zunächst die Darstellung von Motorradfahrern in den Medien untersucht. Dieses Mittel wurde gewählt, da es einerseits als privatwirtschaftliche Institution per Definition des Gesellschaftsbegriffs Bestandteil der Gesellschaft ist und weil es aufgrund seiner großen Reichweite, vor allem durch das Fernsehen,
 in fast alle gesellschaftlichen Bereiche vordringt. Anschließend werden Fallbeispiele gegeben, welche die Behandlung von Motorradfahrern durch die Gesellschaft veranschaulichen sollen.

3.2.1 Beispiele für die Darstellung von Motorradfahrern in den Medien

Aufgrund der großen Verbreitung kommt dem Fernsehen bei der medialen Darstellung der Motorradfahrer eine besondere Bedeutung zu. Der Auswahl der untersuchten Fernsehsendungen lagen die „Fernseh-Tips“ der Motorrad-Fachzeitschrift Motorrad News zugrunde.
 Eine Auswertung der dort aufgeführten Sendungen ergab, daß nach Abzug von Sportübertragungen sowie Technik- und Magazinsendungen
 speziell für Motorradfahrer in den Jahren 1996 und 1997 nur drei Reportagen mit einem auf Motorräder bezogenen Inhalt gesendet wurden. Diese Beiträge und ein weiteres, in einem Interview genanntes Beispiel werden im Folgenden kurz dargestellt.

Im Juni 1996 zeigte der Sender RTL 2 eine Reportage mit dem Titel „Biker, Busen, Büchsenbier“. Thema der Sendung war ein jährlich stattfindendes Motorradrennen auf der englischen Isle of Man. Neben einzelnen Rennszenen wurden vor allem auch Bilder von den dort anwesenden Zuschauern, von Motorradshows und Unfällen gezeigt. Bei der Auswertung dieser Bilder fiel vor allem bei der Darstellung der Zuschauer auf, daß diese meist in angetrunkenem Zustand und bei Besuchen von Bars und Striptease-Lokalen gezeigt wurden.
 Weiterhin ereignete sich einer der gezeigten Unfälle bereits 1994, was in einem Kommentar zu dieser Szene nicht erwähnt wurde.
 

Der zweite Beitrag wurde im Juni 1996 von der ARD gesendet. Die Reportage mit dem Titel „Motorradbräute - Motorradwitwen“ beschäftigte sich hauptsächlich mit Frauen, deren Lebenspartner mit dem Motorrad tödlich verunglückt sind oder die selbst einen schweren Unfall hatten. Die in dieser Sendung beobachtete Wort- und Bildwahl
 erzeugte vor allem ein Bild von häufig sehr schnell fahrenden Motorradfahrern, welche die sich daraus ergebenden Gefahren unterschätzten. 

Ein weiterer Beitrag wurde am wurde im Januar 1997 von RTL 2 gesendet. Die Reportage mit dem Titel „Harleys, Sex und Sauerkraut“ berichtete über die „Daytona Bike Week“, eine jährlich in Daytona stattfindende Veranstaltung, bei der sich vor allem Harley-Fahrer treffen. Vor allem durch die dort geführten Interviews lag der Schwerpunkt der Sendung bei der Darstellung des Verhältnisses der Motorradfahrer zu ihren Maschinen.
 

Gerhard F. beschrieb eine Fernsehsendung über Organspende,
 an deren Ende wiederholt Bilder von schnell fahrenden oder verunglückten Motorradfahrern gezeigt wurden. In einem Kommentar wurde dabei die Bedeutung junger Unfallopfer bezüglich einer Organspende hervorgehoben und nach Gerhard F.s Angaben Motorradfahrer als „potentielle Organspender“ bezeichnet. 

Zwei weitere Beispiele für die mediale Darstellung von Motorradfahrern ließen sich im Bereich der Printmedien finden: So war zum Beispiel auf der Titelseite der ADAC Motorwelt, Ausgabe November 1995, das Foto eines durch einen Unfall stark beschädigten Motorrads abgebildet. Im Hintergrund wurde der Fahrer zum Hubschrauber getragen. Die Bildunterschrift „Die fliegenden Lebensretter“ warb für einen Artikel zum Jubiläum der ADAC-Rettungshubschrauber. 

Auf einer Sonderseite der Offenbach-Post beschäftigten sich drei Artikel mit dem Thema Motorrad.
 Unter der Überschrift „Motorradfahren verbieten“
 wurde in einem der Artikel mehrmals der Unfallsachverständige Helmut Wüst zitiert, wobei dieser sich dahingehend äußerte, daß Motorräder den „Bremsweg eines Schienenfahrzeugs“ hätten, für Motorradfahrer „Geschwindigkeit einen Orgasmus“ bedeuten würde und daß „die wenigsten [Motorradfahrer, der Autor] von Tuten und Blasen eine Ahnung“ hätten. Er kam zu dem Schluß, daß „Motorradfahren [...] verboten werden“ müßte.

In der Werbung
 konnte eine Verwendung positiver Motorradfahrer-Bilder festgestellt werden. Bei den dort dargestellten Motorradfahrern handelte es sich entweder um junge, freundliche und kontaktfreudige Typen (vor allem bei Werbung für Schokoriegel und Kaffee) oder um ältere Personen, die vor allem Vitalität und Unternehmungslust zeigten (zum Beispiel Allianz und Doppelherz).

Die Koblenzer Rhein-Zeitung beschäftigte sich auf der Titelseite
 unter der Überschrift „Unsichtbare Todesfallen lauern auf Motorradfahrer“ mit den Gefahren durch die Verwendung von Bitumen im Straßenbau. Unter anderen wurden die Leser in diesem Artikel aufgefordert, der Redaktion ihre Erfahrungen zu diesem Thema mitzuteilen. Eine gute Woche später
 wurde auf der dritten Seite eine Karte mit für gefährlichen Straßenabschnitten Motorradfahrer abgedruckt.

Weiterhin konnte festgestellt werden, daß gesellschaftlich oder politisch motivierte Aktionen von Motorradfahrern überwiegend positiv in der Bevölkerung aufgenommen wurden, wie dies zum Beispiel die Schilderung der Reaktionen auf eine Demonstration von Motorradfahrern gegen die Schließung weiterer Kohlengruben Mitte März 1997 in Bonn verdeutlicht.
 

Der geringe Umfang des aufgefundenen Materials läßt darauf schließen, daß auf der Seite der Medien ein nur geringes Interesse an Motorradfahrern besteht. Die Beispiele für die mediale Darstellung von Motorradfahrern zeigten, daß die untersuchte Gruppe in diesem Bereich vorwiegend mit negativen Attributen versehen werden. Dazu zählen Stereotypen wie Motorradfahrer fahren schnell oder Motorradfahren ist sehr gefährlich. Es konnten jedoch auch Beispiele gefunden werden, die sich in neutraler oder positiver Weise mit Motorradfahrern auseinandersetzten. 

3.2.2 Beispiele für den Umgang der Gesellschaft mit Motorradfahrern

Die hier aufgeführten Beispiele ergaben sich vor allem aus den mit Motorradfahrern geführten Interviews. Sie sollen vor allem die subjektive Wahrnehmung einer Behandlung der Motorradfahrer durch die Gesellschaft und, soweit ersichtlich, auch deren Gründe veranschaulichen.

So beschrieb zum Beispiel Sylvia A. ihre Erlebnisse  während einer Motorradreise in Deutschland. „Uns wurde ab und zu die Übernachtung auf Campingplätzen von der Platzleitung mit dem Satz „Wir nehmen keine Motorradfahrer mehr“ verboten. Als wir gefragt haben warum, hat man uns gesagt: „Ihr macht so viel Lärm!““ 

Christoph B. schilderte schlechte Erfahrungen bei der Wohnungssuche. Erst, als er aufgrund seiner Kleidung nicht mehr als Motorradfahrer zu erkennen war, wurde er nach seinen Angaben bei Wohnungsbesichtigungen genauso behandelt wie andere Bewerber. 

Monika C. führte einen Fall an, bei dem sie im Auftrag ihres Arbeitgebers die in einem Geschäft hinterlegten Waren abholen sollte. „Als ich dann mit meinem Helm in dem Laden stand, wollte man mir das Paket nicht geben, obwohl ich mich ausgewiesen und eine Firmenkarte dabei hatte. Die haben erst angerufen und gefragt: „Da ist eine Motorradfahrerin, die etwas abholen möchte...“ Dann ging es auf einmal.“ 

Ein weiteres Beispiel führte Klaus D. an. In mehreren Restaurants in der Berliner Innenstadt weisen seit 1996 Schilder darauf hin, daß Motorradfahrer nach 20 Uhr nicht mehr bedient werden. Diese Maßnahme wurde auf Nachfrage von Klaus D. mit Beschwerden von Anwohnern über den Lärm der an- und abfahrenden Fahrzeuge, insbesondere der Motorräder, begründet. Ein Interview mit der Mitarbeiterin Marion E. eines der betroffenen Restaurants
 ergab jedoch, daß diese Maßnahme nur dazu diene, einer weiteren Klage der Anwohner vorzubeugen. „Wenn die Leute ihre Motorräder nicht direkt vor dem Laden parken, werden sie natürlich weiterhin bedient.“

Ein Interview mit Andreas K.
 veranschaulichte, wie Aggressionen als Auslöser von Vorurteilen durch Neid entstehen können. Er beschrieb eine Situation, in der er mit seinem Auto mehrere Stunden in einem Stau stand. Als zwischen den stehenden Fahrzeugen ein Motorrad durchfuhr, „war ich im ersten Moment total verärgert darüber, was sich dieser Motorradfahrer rausnimmt.“ In dieser Situation hätte er „es verstanden, wenn ein anderer [Autofahrer, der Autor] die Tür aufgemacht hätte“ um ihm den Weg zu versperren. Erst später gestand sich Andreas K. nach eigenen Angaben ein, daß er „nur neidisch war.“ Hätte er in der gleichen Situation auch ein Motorrad gehabt, hätte er seiner Vermutung nach wahrscheinlich genauso gehandelt.

Die drei bereits an anderer Stelle zitierten älteren Motorradfahrer
 bezogen sich in ihren Ausführungen vor allem auch auf die veränderte Qualität der Behandlung von Motorradfahrern. So schilderte zum Beispiel Franz I.: „Wenn Du heute mit einer Lederkombi in einen Laden kommst, interessiert sich kein Mensch dafür. Früher
 haben Dich alle angeguckt und einen Bogen um Dich gemacht“. Ähnliche Antworten gaben auch Gerhard G. und Werner K. auf die Frage, wie sie die derzeitige gesellschaftliche Situation der Motorradfahrer vor allem im Vergleich zu früheren Jahren beurteilen. Heutzutage sei „die Atmosphäre viel entspannter“,
 das Verhältnis zu Motorradfahrern habe „sich weitgehend normalisiert“.
 Dies wurde von den beiden letztgenannten unter anderem auch darauf zurückgeführt, daß es immer mehr ältere Motorradfahrer gäbe.
 

Neben diesen von subjektiven Eindrücken geprägten Schilderungen gibt es noch weitere auffällige Beispiele für den Umgang der Gesellschaft mit Motorradfahrern.

So wird zum Beispiel in den Vertragsbedingungen für eine Risikolebensversicherung bei der Firma Cosmos Direct  Motorradfahren als beitragserhöhendes Risiko bewertet.
 Bei weiteren untersuchten Versicherungen gelten ähnliche 

Klauseln nur für Rennsportler, wobei keine Unterscheidung zwischen Motorrädern und anderen Kraftfahrzeugen gemacht wird.

In diesem Zusammenhang kann auch ein Schild erwähnt werden, das seit 1995 an den Türen von 74 Filialen der Berliner Volksbank zu finden ist: „Sehr geehrte Motorradfahrer, bitte setzten Sie vor Betreten der Bank Ihren Helm ab, da sonst Alarm ausgelöst wird. Im Falle eines Alarms tragen Sie die Kosten des Polizeieinsatzes.“

Im wirtschaftliche Bereich ließen sich weitere positive Beispiele für den Umgang mit Motorradfahrern finden. So ist zum Beispiel die Organisation Motor Bike Hotels zu nennen, der sich zur Zeit 9 Hotels angeschlossen haben, die mit einer Bevorzugung von Motorradfahrern werben, indem sie sich speziell auf deren Bedürfnisse einrichten.
 Zudem haben sich einige Reiseveranstalter auf die zunehmende Verbreitung motorisierter Zweiräder eingestellt und führen vermehrt Motorradreisen in ihrem Angebot.
 

3.2.3 Bewertung der Beispiele

Um die Frage zu klären, ob Motorradfahrer tatsächlich von der Gesellschaft diskriminiert werden, muß die festgestellte Behandlung dahingehend geprüft werden, ob eine eventuelle Gleich- beziehungsweise Ungleichbehandlung in Verbindung mit Nachteilen gerechtfertigt erscheint oder nicht.

Eine Untersuchung der Darstellung von Motorradfahrern in den Medien ergab zunächst aufgrund der wenigen aufgefundenen Beispiele ein offensichtlich geringes Interesse an dieser Gruppe. Im Bereich der geschilderten Reportagen und einiger Zeitungsartikel war eine überwiegend negative und verallgemeinernde Darstellung zu verzeichnen. Da die Gruppe der Motorradfahrer jedoch heterogen ist, ergibt sich daraus eine ungerechtfertigte Gleichbehandlung aller Motorradfahrer und somit eine Diskriminierung. Aufgrund der Tatsache, daß sich diese Diskriminierung nur aus einem Teil der Beispiele ergibt und der Berücksichtigung, daß Motorradfahrer vor allem auch in der Werbung positiv dar

gestellt werden, kann ein durchgängig negativer Umgang der Medien mit Motorradfahrer nicht erkannt werden. Damit schließt sich auch eine generelle Diskriminierung durch die Medien aus.

Der geschilderte Fall eines Campingverbots kann als ungerechtfertigte Ungleichbehandlung gewertet werden. Sie resultiert daraus, daß die allgemeine Gültigkeit der Behauptung, Motorradfahrer seien laut, nicht bewiesen ist. Infolgedessen sind Motorradfahrer nicht wesentlich anders als andere Campinggäste und sind diesen somit gleichzustellen, was im vorliegenden Fall nicht geschah. Es handelt sich somit um eine Diskriminierung. Die Nachteile, die sich daraus ergeben, erscheinen jedoch gering, da es eine hohe Zahl an Ausweichmöglichkeiten gibt.
 

Auch im Fall der Risikolebensversicherung ist der sich aus der Ungleichbehandlung ergebende Nachteil als gering zu betrachten, da es, wie dargestellt, andere Versicherungen gibt, die diese Unterscheidung zwischen Motorradfahrern und anderen Verkehrsteilnehmern nicht machen. 

Im Fall der Bank gilt Ähnliches, da das Absetzen eines Helms zwar umständlich sein kann,
 aber in Anbetracht der Wirkung des „maskierten“ Betretens einer Bank als zumutbar erscheint. Daher kann auch in diesem Fall nicht von einer Diskriminierung gesprochen werden.

Für die Ungleichbehandlung von Christoph B. bei der Wohnungssuche sind keine zulässigen Differenzierungsmerkmale erkennbar, da er sich durch die Tatsache, daß er Motorrad fährt, nicht wesentlich von anderen Mitinteressenten unterscheidet. Es handelt sich somit um eine Diskriminierung. Mit genau der gleichen Begründung ist die geschilderte Verweigerung der Ware als Diskriminierung zu werten.

Weiterhin wurde die Verweigerung der Bedienung von Motorradfahrern in einigen Restaurants der Berliner Innenstadt auf Nachfrage relativiert, wodurch sich für Motorradfahrer keine Nachteile ergaben. Dennoch erscheint dieser Fall ge

eignet, eine negative Einstellung der Anwohner zu Motorradfahrern darzustellen.

3.2.4 Zusammenfassung von 3.2

Die geringe Anzahl der im Bereich der Medien aufgefundenen Beispiele ließ darauf schließen, daß das Interesse an Motorradfahrern in diesem Bereich gering ist. Da es sich bei diesen Beispielen sowohl um negative als auch um positive Darstellungen handelte, konnte eine generelle Diskriminierung nicht festgestellt werden. 

Eine genauere Betrachtung der von Motorradfahrern subjektiv wahrgenommenen Beispiele einer benachteiligenden Behandlung durch die Gesellschaft ergab, daß diese Beispiele nur zum Teil eine tatsächliche Diskriminierung darstellten. Weiterhin wiesen die Schilderungen älterer Motorradfahrer auf einen Wandel des Umgangs der Gesellschaft mit Motorradfahrern zum Positiven hin.

Daraus ergibt sich, daß aufgrund der subjektiven Schilderungen eine gesellschaftliche Diskriminierung zwar nicht grundsätzlich verneint, aber auch nur in Einzelfällen nachgewiesen werden konnte. 

3.3 Zusammenfassung von 3

Um die Frage zu klären, ob Motorradfahrer tatsächlich durch die Gesellschaft diskriminiert werden, wurden zunächst die individuellen Vorstellungen und Vorurteile untersucht. Im Verlauf dieser Untersuchung zeigte sich, daß sowohl die Inhalte der Vorstellungen als auch die Intensität der Vorurteile vom Alter und, in geringerem Maß, auch von der Kontakthäufigkeit der befragten Nicht-Motorradfahrer abhängig sind. Eindeutige und allgemeingültige Vorurteile ließen sich nicht feststellen.

Sowohl im Bereich der Medien als auch bei der Bewertung einiger von Motorradfahrern geschilderter nachteiliger Behandlungen durch die Gesellschaft ließ sich eine Diskriminierung allenfalls in einzelnen Fällen nachweisen. Eine generelle Diskriminierung war in diesen Bereichen jedoch nicht festzustellen. Auch 

die Ausführungen der befragten älteren Motorradfahrer gaben keine Hinweise auf eine derzeitige deutlich negative Behandlung von Motorradfahrern.

Als Ergebnis der Untersuchung läßt sich somit zunächst festhalten, daß eine Diskriminierung der Motorradfahrer durch die Gesellschaft aufgrund des vorliegenden Materials nicht eindeutig, sondern allenfalls in Teilen nachweisbar ist. Diese Feststellung deckt sich mit den Aussagen der Motorradfahrer, welche sich nur etwa zur Hälfte von der Gesellschaft diskriminiert fühlen.
 

Folgende, im Verlauf der Arbeit getroffene Feststellungen sind für eine weitere Schlußfolgerung von Bedeutung:

· In Kapitel 1.3 wurde gezeigt, daß sich sowohl die Motive der Motorradfahrer als auch der Symbolgehalt des Motorradfahrens geändert haben.

· Sowohl bei der Untersuchung der Vorstellungen als auch der Vorurteile zeigte sich eine Abhängigkeit vom Alter der befragten Personen. Dies kann darauf zurückgeführt werden, daß Mitglieder der älteren Gruppe zwischen 1937 und 1957 geboren wurden und so die Möglichkeit hatten, das negative Motorradfahrer-Image in der damaligen Zeit aufzunehmen. Die derzeit bis 40-jährigen wurden jedoch frühestens 1957 geboren und haben so den zum Teil negativen Symbolgehalt des Motorradfahrens in der damaligen Zeit
 allenfalls am Rande wahrnehmen können.

· Die Aussagen der interviewten älteren Motorradfahrer zeigten eine positive Veränderung des gesellschaftlichen Umgangs mit Motorradfahrern.

· Dafür spricht auch die zum Teil positive Darstellung der Motorradfahrer in den Medien (vor allem in der Werbung) und die nur in Einzelfällen nachweisbare Diskriminierung durch die Gesellschaft.

· Sowohl die Einschätzungen der befragten Importeure als auch die bisherige Entwicklung des Motorradbestands lassen auf eine zunehmende Bedeutung des Motorrads schließen.

In ihrer Gesamtheit betrachtet führen diese Indizien zu dem Schluß, daß sich die gesellschaftliche Situation der Motorradfahrer zum Positiven verändert hat.

4. Zusammenfassung der Ergebnisse und mögliche Konsequenzen

In diesem Kapitel sollen zunächst die Ergebnisse der Analyse der politischen und gesellschaftlichen Situation der Motorradfahrer zusammengefaßt werden. Anschließend kann auf die Bedeutung dieser Ergebnisse für die Politik eingegangen werden. Weiterhin werden die Konsequenzen und Möglichkeiten entwickelt, welche sich aus dieser Bedeutung ergeben.

4.1 Zusammenfassung der Untersuchungsergebnisse

Zur Klärung der Frage, ob Motorradfahrer tatsächlich durch Politik und Gesellschaft diskriminiert werden, wurden zunächst die Begriffe „Politik“, „Gesellschaft“, „Diskriminierung“ und „Motorradfahrer“ definiert. 

Als Politik wurde im Rahmen dieser Arbeit die formale Regelung gesellschaftlicher Belange durch die Erstellung rechtlicher Vorschriften bezeichnet, wobei dies im Auftrag der Gesellschaft und somit auf der Basis gesellschaftlicher Positionen geschieht. In diesem Zusammenhang wurde die Gesellschaft als Gruppe aller in Deutschland lebenden Menschen definiert. 

Für Motorradfahrer als Verkehrsteilnehmer ist der Bereich der Straßenverkehrspolitik besonders relevant. Sowohl aufgrund der organisierenden und strukturierenden Funktion der Verkehrspolitik als auch durch die Auswirkungen auf den Straßenverkehr wurden Verkehrsvorschriften, Straßenbau, Normen und Teilbereiche der Steuer- und der Umweltpolitik der Straßenverkehrspolitik zugeordnet.

Im Rahmen der Beschreibung der Diskriminierung konnte eine Zweiteilung in Grund (Ablehnung) und Form (ungerechtfertigte und benachteiligende Behandlung) festgestellt werden. Aus dieser Zweiteilung ließ sich für den verkehrspolitischen Bereich ableiten, daß dort von einer Diskriminierung zu sprechen ist, sobald es rechtliche Vorschriften gibt, die Motorradfahrer ungerechtfertigt benachteiligen. Der Grund für diese Vorschriften ist in einer Ablehnung der Motorradfahrer durch die Gesellschaft zu suchen. Für die gesellschaftliche Diskriminierung ergab sich, daß der Grund dafür im individuellen Bereich bei falschen Vorstellungen und Vorurteilen liegt.

Die Darstellung der politischen Situation der Motorradfahrer ergab, daß es viele verkehrspolitische Vorschriften gibt, die Motorradfahrer ohne Rechtfertigung benachteiligen. Es kann daher von einer politischen Diskriminierung der Motorradfahrer gesprochen werden. 

Die gesellschaftlichen Einstellungen zu Motorradfahrern erwiesen sich zumindest tendenziell als altersabhängig: Ältere Nicht-Motorradfahrer hatten geringeren Kontakt zu Motorradfahrern und sowohl ungenauere Vorstellungen von als auch negativere Einstellungen zu ihnen als jüngere Nicht-Motorradfahrer. Der anhand von Beispielen aus den Medien und einiger subjektiver Wahrnehmungen durch Motorradfahrer geschilderte Umgang der Gesellschaft mit dieser Gruppe konnte in einer abschließenden Betrachtung nicht als diskriminierend bezeichnet werden.

Aufgrund mehrerer Indizien (zum Beispiel Veränderung des Symbolgehalts, nicht eindeutig feststellbare gesellschaftliche Diskriminierung, subjektiv wahrgenommene Verbesserung der gesellschaftlichen Situation) wurde der Schluß gezogen, daß sich die gesellschaftlichen Einstellungen zu Motorradfahrern gewandelt haben.

4.2 Bedeutung der Ergebnisse für die Politik

Es ergibt sich ein Auseinanderfallen der politischen Behandlung der Motorradfahrer und der ihr zugrundeliegenden gesellschaftlichen Einstellung gegenüber Motorradfahrern. Während Motorradfahrer im politischen Bereich eindeutig diskriminiert werden, wurde eine Diskriminierung durch die Gesellschaft weitgehend verneint. Die politische Diskriminierung hat damit offenbar keine gesellschaftliche Basis. Es stellt sich die Frage, auf welcher Grundlage die diskriminierenden politischen Entscheidungen gefällt wurden, wenn nicht auf der derzeitigen gesellschaftlichen Position zu Motorradfahrern.

Ansatzpunkt für einen Erklärungsversuch ist der Wandel der gesellschaftlichen Einstellungen. Es wäre möglich, daß die Vertreter der Politik diesen Wandel bisher nicht wahrgenommen haben und ihre Entscheidungen daher noch auf der Grundlage älterer Einstellungsmuster zu Motorradfahrern treffen. Ein Grund dafür könnte der mangelnde Einfluß der Motorradfahrer-Interessengruppen sein.

Um dieses Mißverhältnis zu ändern und die politische Situation der gesellschaftlichen anzupassen, besteht sowohl im politischen als auch im gesellschaftlichen Bereich Handlungsbedarf: Die Gesellschaft muß die Politik auf ihre veränderten Einstellungen aufmerksam machen, und die Politik müßte ihre Entscheidungen diesem Wandel anpassen. Ferner liegt es im Interesse der Motorradfahrer, Vorurteile im individuellen Bereich und damit auch in der Gesellschaft abzubauen. Im folgenden Abschnitt sollen einige Maßnahmen vorgeschlagen werden, die geeignet wären, diesem Handlungsbedarf gerecht zu werden.

4.2.1 Handlungsbedarf in der Gesellschaft

Da die gesellschaftliche Ebene, wie bereits dargestellt, eng mit dem individuellen Bereich verknüpft ist, wird auch hier zunächst auf die Einzelperson eingegangen. Ängste und falsche Vorstellungen bilden die Grundlage von Vorurteilen und somit auch den Ansatzpunkt für Maßnahmen, mit denen diese Vorurteile und damit auch zum Teil negative gesellschaftliche Positionen abgebaut werden können. 

Hierbei kommt der Aufklärung eine besondere Bedeutung zu. Motorradfahrer sollten nicht länger unbekannte und bedrohlich wirkende Wesen sein, von denen man sich nur durch Vorstellungen ein Bild machen kann. Es wäre wichtig, mitzuteilen, welcher ,Mensch sich hinter dem Visier verbirgt’ und mit welchen Problemen und Ängsten sich auch dieser befassen muß. Auf diese Weise lassen sich Wissenslücken füllen und falsche Vorstellungen korrigieren. 

Aufgrund der Entwicklung des Motorradmarkts kann davon ausgegangen werden, daß dieser Prozeß zum Teil selbständig abläuft, da durch die zunehmende Verbreitung von Motorrädern die Wahrscheinlichkeit eines Kontakts zwischen Motorradfahrern und Nicht-Motorradfahrern wächst. Aus der von Arnold beschriebenen Interdependenz-Beziehung zwischen Kontakt und Sympathie läßt sich in diesem Zusammenhang ableiten, daß der verstärkte Kontakt zwischen beiden Gruppen zumindest zu einem Abbau negativer Einstellungen führt.
 

Doch neben dem Kontakt zwischen einzelnen Gesellschaftsmitgliedern haben auch Interessengruppen und Verbände die Möglichkeit, das gesellschaftliche Ansehen der Motorradfahrer zu verbessern. Zu diesen Organisationen zählen sowohl Motorradfahrervereinigungen wie Biker Union, Bundesverband Deutscher Motorradfahrer (BVDM) und Bundesarbeitsgemeinschaft Motorrad (BAGMO) als auch wirtschaftlich geprägte Organisationen wie der Industrieverband Motorrad (IVM). Diese Gruppen könnten, vielleicht sogar in Zusammenarbeit mit anderen Organisationen, deren Wirken sich nicht schwerpunktmäßig mit Motorradfahrern befaßt,
 groß angelegte Aufklärungskampagnen durchführen und so Vorurteile und die daraus resultierende Diskriminierung im großen Umfang abbauen. Vorstellbar wären zum Beispiel Anzeigen in der Tagespresse, in denen sich prominente Motorradfahrer vorstellen und auf die besonderen Belange des Motorradfahrens hinweisen. Eine ähnliche Aktion gab es bereits im April 1996, als das IfZ Aufkleber mit dem Slogan „Ich achte auf Motorradfahrer“ verteilte.
 

Dem entgegen stehen jedoch die hohen Kosten solcher Aufklärungskampagnen
 und die Reichweite. Eine Kostendeckung könnte wahrscheinlich nur erreicht werden, wenn solche Aktionen von möglichst vielen Organisationen gemeinsam durchgeführt werden. Dabei müßte darauf geachtet werden, daß Medien ausgesucht werden, die sich an ein breites Publikum richten, damit die Botschaften der Kampagne in möglichst viele gesellschaftliche Bereiche hereingetragen werden können. Weiterhin sollten motorradorientierte Verbände besonderen Wert darauf legen, den gesellschaftlichen Kontakt mit anderen Verbänden zu suchen und so auch den persönlichen Kontakt zwischen Motorradfahrern und Nicht-Motorradfahrern zu ermöglichen.

Neben diesen Maßnahmen, die auf den individuellen und gesellschaftlichen Bereich zielen, besteht jedoch auch die Möglichkeit, auf die politische Ebene einzuwirken. Dabei ergibt sich jedoch das bereits in Kapitel 1.2.1 geschilderte Problem der Macht eines Verbands oder einer Interessengruppe, die vor allem von der Mitgliederzahl und der finanziellen Stärke abhängig ist. 

Die Vertretung der Motorradfahrer-Interessen ist, wie oben erwähnt, auf mehrere Gruppen verteilt. Ein Zusammenschluß dieser einzelnen Organisationen hätte mehrere positive Effekte: Zum einen würde sich die Mitgliederzahl dieses einen Verbands schlagartig erhöhen, zum anderen wäre er dadurch, daß die Mitgliedsbeiträge an einer Stelle gebündelt und Einsparungen im Verwaltungsbereich erzielt werden, finanziell bessergestellt.

Auf diese Weise wäre eine wirksame Interessenvertretung im politischen Bereich möglich, wodurch die Politik auch einen Wandel der Bedeutung des Motorrads und der gesellschaftlichen Einstellungen zu Motorradfahrern aufnehmen und umsetzen kann. Das Fehlen dieser Arbeitsweise wird auch von den befragten Motorradimporteuren bestätigt: Etwa die Hälfte von ihnen war der Meinung, daß Motorradfahrer keine durchsetzungsfähige Lobby  in Deutschland haben.

4.2.2 Handlungsbedarf in der Verkehrspolitik

In Anlehnung an die in Kapitel 2 beschriebenen verkehrspolitischen Vorschriften können folgende Vorschläge für Maßnahmen gemacht werden, um die politische Situation der Motorradfahrer ihrer gesellschaftlichen Situation anzugleichen:

a) Streckensperrungen

Fast alle der befragten Importeure, Motorradfahrer und auch der Nicht-Motorradfahrer sprachen sich gegen Streckensperrungen aus, da sie das Problem der rücksichtslosen Raserei einiger weniger nicht beseitigen, sondern nur verlagern. Vielmehr sollten beliebte aber gefährliche Strecken durch Tempolimits entschärft und die „schwarzen Schafe“ durch verstärkte Polizeikontrollen ausgesondert werden. Eine Abschaffung der Streckensperrungen würde zusätzlich ein deutliches Signal dahingehend senden, daß das Verhalten einiger Motorradfahrer nicht verallgemeinert werden kann.

Weiterhin könnten auch durch die Errichtung neuer Rennstrecken Freiräume geschaffen werden, auf denen die von vielen Motorradfahrern beschriebene 

Faszination an der Geschwindigkeit gefahrloser erlebt werden kann. Auf diese Weise könnte auf weitere Verbote verzichtet werden. In diesem Zusammenhang sollten jedoch auch ökologische Interessen berücksichtigt werden, welche dem Bau von Rennstrecken meist entgegenstehen. Weiterhin sollten Verkehrsteilnehmer durch intensive Aufklärung zu einer Mäßigung ihres Fahrverhaltens auf öffentlichen Straßen gebracht werden.

b) Straßenbau

Im Bereich des Straßenbaus ist vor allem ein Verzicht auf die Verwendung von Bitumen ratsam. Sollte dies aus finanziellen Gründen nicht möglich sein, wäre es denkbar, besonders gefährliche Stellen durch Hinweisschilder zu kennzeichnen. Dem vereinzelt befürchteten Anwachsen des Schilderwaldes
 kann in diesem Zusammenhang nicht gefolgt werden. Es würde sich um wichtige Hinweiszeichen handeln, die unter Umständen das Leben von Verkehrsteilnehmern retten könnten. Ein Abbau von weniger wichtigen Verkehrsschildern könnte dem befürchteten Schilderwald entgegenwirken.

Als zusätzliche Maßnahme ist die forcierte Ausrüstung der Leitplankenpfosten mit Protektoren denkbar. Eine generelle Abschaffung der Leitplanken, beziehungsweise deren Ersatz durch sicherere Vorrichtungen wäre wünschenswert, dürfte aber angesichts der anspannten Haushaltslage derzeit nicht durchführbar sein.

c) Normvorschriften, Sommersmogverordnung, Kfz-Steuern und Umweltpolitik

Da sich ein großer Teil der deutschen Normen durch den europäischen Einigungsprozeß, wie dargestellt, zum Positiven für Motorradfahrer ändern werden, kann diesbezüglich nur empfohlen werden, den derzeitigen Vorschlag des EU-Normenausschusses zur europäischen Betriebserlaubnis zu ratifizieren. Jede Verzögerung würde ein Fortbestehen der politischen Diskriminierung in diesem Bereich bedeuten und die zielgerichtete Entwicklung vor allem umweltschutztechnischer Innovationen im Motorradbau verzögern. 

Gerade unter dem Aspekt des Umweltschutzes kommt auch den Bestimmungen der Kfz-Steuern und der Sommersmog-Verordnung eine besondere Bedeutung zu. Es sind keine Gründe dafür ersichtlich, daß Politiker auf der einen Seite Motorradfahrer bei Ozon-Alarm mit Fahrverboten belegen und auf der anderen Seite, ganz im Gegensatz zum Auto, jeglichen finanziellen Anreiz zur Verbreitung von Katalysatoren verweigern. Motorradfahrer sollten bei der steuerlichen Förderung von Katalysatoren den Autofahrern gleichgestellt werden. Der Motorradindustrie könnte die Möglichkeit gegeben werden, innerhalb einer Frist (denkbar wären drei bis sechs Jahre) die Produktion auf umweltfreundlichere Motorentechnik umzustellen. Während dieser Periode könnten Motorradfahrer eine steuerliche Erleichterung erhalten, wenn sie sich bereits vor Ablauf dieser Frist ein Fahrzeug mit Katalysator anschaffen. Bis zu dem Stichtag, an dem Katalysatoren zur Pflicht werden, sollten jedoch Motorradfahrer aufgrund ihres geringen Anteils am Schadstoffausstoß von einem eventuellen Fahrverbot bei Ozonalm ausgenommen werden. 

d) Führerscheinregelungen

Ein besonders dringendes Anliegen der Motorradfahrer zum Thema Führerschein ist die Aufhebung der Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h für Leicht-kraft​räder und -roller bis 125 cm³, da sie von fast allen befragten Praktikern als unsinnig oder sogar gefährlich eingestuft wurde. Wenn es überhaupt eine Begrenzung geben sollte, so erscheinen 100 km/h als eher angemessen. 

Um dem festgestellten geringen Kenntnisstand der Nicht-Motorradfahrer entgegenzuwirken und so Vorurteilen die Grundlage zu entziehen, ließe sich die theoretische Fahrschulausbildung in einen allgemeinen und einen speziellen Theorieteil gliedern. Der allgemeine Teil könnte alle Bereiche der Ausbildung abdecken, die sowohl für Motorrad- als auch für Autofahrer gleichermaßen gültig sind. Im speziellen Teil könnten die entsprechenden besonderen Belange von Auto oder Motorrad erklärt werden, wobei in beiden Bereichen eine kurze Einführung in die Besonderheiten des jeweils anderen Themas angeboten wird. Inhalte dieser Einführung könnten auch Bestandteil der Prüfung sein. Dadurch würden beide Seiten mehr voneinander erfahren und es würde ihnen unter Umständen leichter fallen, gegenseitiges Verständnis aufzubringen.

e) Weitere Betätigungsfelder

Neben der eben beschriebenen Änderung bereits bestehender Regelungen ist es auch von Bedeutung, bei zukünftigen Beschlüssen, welche den Motorradbereich berühren, die Interessen der Motorradfahrer zu berücksichtigen. Als Negativbeispiel kann in diesem Zusammenhang der im Februar 1997 von Bundesumweltministerin Angela Merkel ins Leben gerufene „Arbeitskreis Mobilität“ angeführt werden: In diesem Arbeitskreis soll vor allem eine Reduzierung der Schadstoff- und Geräuschemissionen beraten werden. Allerdings wurden keine Vertreter der Motorradindustrie dazu eingeladen. „Durch den VDA
 ist die Firma BMW im Arbeitskreis - die baut bekanntlich auch Motorräder“ 
 lautete die Erklärung.

Am 21. April 1997 wurde jedoch, ebenfalls vom Umweltbundesamt, eine Projektgruppe „Motorrad und Umwelt“ gegründet, die sich sowohl mit Schadstoff- und Geräuschemissionen als auch mit der Bedeutung motorisierter Zweiräder für die Zukunft beschäftigen soll.
 

4.3 Zusammenfassung von 4

Aus der Feststellung, daß Motorradfahrer politisch eindeutig, gesellschaftlich aber allenfalls teilweise diskriminiert werden, ergab sich ein Auseinanderfallen von Politik und deren gesellschaftlicher Grundlage. Als Ursache dafür konnte anhand von Indizien eine Veränderung der Einstellungen zu Motorradfahrern innerhalb der Gesellschaft festgestellt werden, die auf der Ebene der Politik bisher jedoch nicht wahrgenommen wurde. Um dieses Mißverhältnis wieder in ein Gleichgewicht zu bringen und die politische der gesellschaftlichen Situation anzupassen, besteht sowohl im gesellschaftlichen als auch im politischen Bereich Handlungsbedarf.

Auf gesellschaftlicher Ebene ist vor allem darauf abzuzielen, durch Aufklärung Ängste und Unwissenheit abzubauen, wozu zum einen die Motorradfahrer selbst, als auch deren Interessenvertretungen aufgerufen sind. Neben der 

Aufklärung ist es weiterhin die Aufgabe der Motorradfahrervereinigungen, politische Vertreter für die veränderte Bedeutung des Motorradfahrens zu sensibilisieren, was durch das Auftreten eines mächtigen Verbands erfolgversprechender wäre als durch das Agieren einzelner kleiner Interessengruppen. Die Ballung der Interessen durch eine Vereinigung der einzelnen Organisationen scheint somit ratsam.

Im Bereich der Politik konnten vor allem zwei Forderungen gestellt werden: Zum einen ist sie aufgerufen, die kritisierten bestehenden Regelungen im Interesse der Motorradfahrer, aber auch anderer jeweils betroffener Bereiche abzuändern, zum anderen sollten die Bedürfnisse und Forderungen der Motorradfahrer bei zukünftigen Entscheidungen angemessen berücksichtigt werden.

Fazit

Die Frage, die sich mir aufgrund eigener Erlebnisse und der Erfahrungen befreundeter Motorradfahrer stellte und die der vorliegenden Arbeit zugrunde lag, war, ob sich die subjektiv wahrgenommene Diskriminierung der Motorradfahrer durch Politik und Gesellschaft objektiv nachweisen läßt.

Da die wissenschaftliche Literatur diese Frage bisher nicht beantworten kann, wurde eine Ist-Analyse der derzeitigen politischen und gesellschaftlichen Situation erstellt, in deren Verlauf sich herausstellte, daß Motorradfahrer in beiden Bereichen unterschiedlich behandelt werden: Während sie durch die Politik zum Teil deutlich diskriminiert werden, ließ sich eine negative Behandlung durch die Gesellschaft nur in Einzelfällen nachweisen. Dabei zeigte sich auch, daß sich die gesellschaftlichen Einstellungen zu Motorradfahrern im Verlauf der letzten Jahrzehnte geändert haben mußten. Diese Veränderung wurde von der Politik beziehungsweise ihren Vertretern bisher nicht wahrgenommen.

Die eingangs gestellte Frage konnte somit eindeutig beantwortet werden: Die politische Diskriminierung wurde nicht nur subjektiv wahrgenommen, sondern ist tatsächlich vorhanden. Da eine gesellschaftliche Diskriminierung weitgehend verneint wurde, handelt es sich hier lediglich um eine subjektive Wahrnehmung.

Der sich daraus ergebende Handlungsbedarf betrifft die gesellschaftliche und politische Ebene gleichermaßen. Die Schwerpunkte liegen dabei auf einer Aufklärung der einzelnen Mitglieder der Gesellschaft, der Anpassung der Politik an die gesellschaftliche Situation und der Einflußnahme auf politische Entscheidungen seitens einer starken Interessenvertretung der Motorradfahrer.

Es bleibt abzuwarten, inwiefern Politiker die Verkehrspolitik dem gesellschaftlichen Wandel anpassen. Obwohl die derzeitige Situation nicht unbedingt darauf schließen läßt, geben doch erste zaghafte Versuche zur Hoffnung Anlaß. Es liegt nun an den Einzelnen, an der Gesellschaft, an den Motorradfahrern und deren Interessengruppen, an diesen wenigen Punkten geschlossen und damit wirkungsvoll nachzuhaken.

Der abschließende Ansatz, Politiker zu einem Umdenken zu bewegen, stammt aus einem anonym ausgefüllten Fragebogen eines Motorradfahrers: Politiker sollten „selbst Motorrad fahren, um zu sehen, wie es ist, wenn die Straße für einen plötzlich zu Ende ist!“
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Anhang

A
Fragebogen für Motorradfahrer

B
Fragebogen für Nicht-Motorradfahrer

C
Fragebogen für Motorradimporteure

D
Angaben zu den geführten Interviews

� Exemplarisch dafür: Brendicke


� Vor allem Opitz; Simon; Steckmeister


� Fragebögen siehe Anhang A bis C


� Schmidt, S. 197


� Schmidt, S. 197


� Schmidt, S. 197


� Schmidt, S. 197


� Schmidt, S. 197


� Schiller, S. 470


� Friedrich, S. 134


� Naßmacher, S. 125


� Görres, S. 1185


� Vergleiche dazu Degenhart, RNr. 2 und 6 ff


� Siehe Naßmacher, S. 183


� Beyme, S. 204


� Naßmacher, S. 184. Vergleiche dazu auch Sontheimer, S. 219 ff und Narr/Naschold, S. 215ff


� Sontheimer, S. 219


� Sontheimer, S. 219 ff


� Zur Öffentlichkeitsarbeit von Interessengruppen siehe Naßmacher, S. 184; zur Bedeutung des Fernsehens siehe Rudzio, S. 198 f


� Die Staatsangehörigkeit ist nur im Rahmen des Wählerauftrags von Bedeutung, da in Deutschland lebende Personen, die keine deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, nur in wenigen Ausnahmen wählen dürfen.


� Schiller, S. 470


� Herzog, S. 3783 und Schmidt, M. G., S. 1005


� Görres, S. 681


� Herzog, S. 3783


� Siehe dazu Schmidt, M. G., S. 1005 f


� Siehe dazu Beckerath, S. 130 ff, Görres und Herzog am jeweils angegebenen Ort


� Störig, S. 274


� Störig, S. 274


� Meyers, Bd. 5, S. 263


� Vergleiche dazu: Störig, S. 274; Meyers, Bd. 5, S. 263; Kienle, S. 102 und Duden, S. 220


� Arnold, S. 381


� Frey/Greif, S. 369; auch bei Arnold wird Diskriminierung als „ungerechte Behandlung von Individuen“ (S. 2509) bezeichnet.


� Thomas, S. 232


� Art. 3 (1) GG: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.“


� Alpmann, S. 118


� Alpmann, S. 138


� Heigl-Evers, Bd. 1, S. 252 und Frank, S. 37


� Frank, S. 28 


� Frey/Greif, S. 367; vergleiche dazu auch Herkner, S. 176 f


� Herkner, 176 f. Siehe auch die Ausführungen zu Vorurteilen innerhalb einer Gruppe weiter unten.


� Heigl-Evers, Bd. 1, S. 255


� Frey/Greif, S. 367; vergleichend dazu: Baeyer-Katte


� Vergleiche dazu auch Herkner, S. 312 und 409 ff


� Frank, S. 28


� Funk, Bd. 7, S. 177; Arnold, S. 32 ff und Grubitzsch/Rexelius, S. 11


� Frustration und die daraus resultierende Aggression entstehen durch „die Störung einer zielgerichteten Aktion“ (Grubitzsch/Rexelius, S. 11) beziehungsweise die „Blockierung einer gerade in Gang befindlichen, zielgerichteten Verhaltensweise“ (Mummendey, Bd. 2, S. 373). Ebenfalls bei Dollard, S. 19 und Arnold, Bd. 1, S. 28 ff


� Vergleiche dazu auch die Theorien zum Schuldgefühl von Freud und Jung bei Rattner, S. 3 ff und 67 ff


� Vergleiche dazu Ausführungen zu Freuds Theorie vom Über-Ich bei Rattner, S. 18


� Siehe auch Mitscherlich. Für weitere Verarbeitungsmechanismen des Schuldgefühls (Ausleben, Verdrängung) siehe Freud, Jung u.a. bei Rattner.


� Frey/Greif, S. 366


� Frank, S. 36. Goetz Franks Feindbildtheorie nimmt in diesem Zusammenhang einen besonderen Platz ein, da er als Ergebnis des oben beschriebenen Prozesses nicht das Vorurteil sondern erst die Vorstellung nennt. Erst aus dem Vorhandensein mehrerer Vorstellungen würde ein Vorurteil entstehen. Im Vergleich zu den oben erwähnten Darstellungen der Tiefen- und Sozialpsychologie stellt dies eine Mindermeinung dar, der in der vorliegenden Arbeit nicht gefolgt wird.


� Frank, S. 37 f


� Frey/Greif, S. 366; siehe auch Heigl-Evers, S. 256 f und Sommer


� Secord/Bachmann, S. 177; ferner: Sommer


� Frank: Abwehr, S. 41


� Arnold, S. 1450; zur Aggression durch Neid siehe Funk, Bd. 7, S. 246 f und 284


� Es wurden alle Anzeigen (insgesamt 87) in 15 zufällig ausgewählten Motorrad-Fachzeit-schriften der Jahrgänge 1995 bis 1997 ausgewertet. Berücksichtigt wurden vor allem Überschriften und Fotos, die eine besondere Eigenschaft betonten. Sportliche Eigenschaften wurden zu Motor/Fahrwerk gezählt, da sie fast ausschließlich über diese beiden Bestandteile definiert werden (dies ergab die Auswertung der Tests von Sportmotorrädern in Motorrad-Fachzeitschriften).


� Als Grundlage für die Angaben dienten die Antworten auf die Frage nach den grundlegenden Eigenschaften, über die derzeit ein Motorrad definiert wird. Fragebogen siehe Anhang C.


� Weitere Ergebnisse: Fahrspaß und Image je gut 17 Prozent, Finanzierung gut 16 Prozent.


� Eigenschaften wie zum Beispiel „Sound“, „Einzylindergefühl“, „Leistung“ und „Geschwindigkeit“ wurden auf den Motor bezogen, „Fahrgefühl“, „Straßenlage“, „Handling“ und „Sicherheit“ dem Fahrwerk zugeordnet. Fragebogen siehe Anhang A.


� Die Betonung der Eigenschaften von Motor und Fahrwerk bedeutet dabei nicht Sportlichkeit. Dies spiegelt sich in den Antworten nach einer Selbsteinschätzung wider: Obwohl 22,6 Prozent der gefragten Motorradfahrer ein Sportmotorrad fuhren bezeichneten sich nur 5,7 Prozent als Sportler. Noch deutlicher wird dies bei den Gründen für das Motorradfahren: Während fast alle Befragten „Fahrspaß“ als Grund nannten (98,1 Prozent), entschieden sich nur 5,7 Prozent für den sportlich ausgerichteten Wettkampf als weiteres Motiv für das Motorradfahren.


� Die etwas zurückhaltende Behandlung von Rollern in der Motorradliteratur und die unterschiedlichen Führerscheinklassen haben gezeigt, daß diese Gruppe der motorisierten Zweiräder nicht voll zu den Motorrädern gezählt wird. Dennoch können zumindest Leichtkrafträder (bis 125 cm³) im Rahmen der vorliegenden Arbeit zur Gruppe der Motorräder gezählt werden. Dafür spricht die periphere Erwähnung in besagter Literatur und die namentliche Gemeinsamkeit der Führerscheinklassen (1B und 1). Andere motorisierte Zweiräder wie Mofas oder 50er erfüllen diese Bedingungen nicht und kommen daher auch nicht in Betracht.


� Anfragen bei deutschen Importeuren ergaben, daß die meisten Hersteller die Garantiezeit für Motorräder ab 250 cm³ in den Jahren 1994 und 1995 von einem auf zwei Jahre verdoppelten. Weitere Hersteller zogen 1996 nach oder überlegen derzeit die Einführung einer längeren Garantie.


� Die Zitate dieses Ansatzes stammen aus Interviews mit Werner K., Gerhard G. und Franz I., Motorradfahrer im Alter zwischen 55 und 67 Jahren. Für weitere Angaben siehe Anhang D. Die Entwicklung, die sich daraus ableiten ließ, deckt sich auch mit den Aussagen zweier Artikel in MRD 10/97, S. 68 und MN 1/97, S. 24 f zum gleichen Thema.


� Der Film schildert die Geschichte zweier Aussteiger, die sich ihren Lebensunterhalt mit illegalen Geschäften verdienen und dadurch sowohl mit der Gesellschaft als auch mit einer kriminellen Rockerbande in Konflikt geraten. (Easy Rider, Columbia Pictures, 1969 und Columbia Tristar Home Video, 1993)


� Kleymann, S. 52 ff


� Zur Beantwortung der Frage, warum Motorrad gefahren wird, standen mehrere Antworten zur Verfügung. Fragebogen siehe Anhang A.


� Nachfragen ergaben, daß der Begriff „Geschwindigkeit“ nicht absolut, sondern nur im Zusammenhang mit dem Typ und der Leistungsfähigkeit der jeweiligen Maschine betrachtet werden darf. Dieser Begriff umschreibt somit das subjektive Geschwindigkeitsempfinden beim Motorradfahren.


� Zur Beantwortung der Frage waren keine Begriffe vorgegeben, Mehrfachnennungen waren möglich.


� Motoren- und Zweiradwerk GmbH


� A+G Motorradvertrieb


� Seit 1984 steigt der Gesamtbestand der zugelassenen Motorräder (ohne Leichtkrafträder) jährlich um durchschnittlich 6,4 Prozent. In den Jahren 1992 und 1993 betrug der Zuwachs rund 10 Prozent pro Jahr. Vergleiche dazu auch MO, Katalog 1995, S. 3


� Berücksichtigt wurden 303 Artikel, die sich nicht mit den Bereichen Sport, Technik, Test, Service oder Reise befaßten. Es wurden die Ausgaben von 8 Fachzeitschriften zwischen Januar 1995 und Mai 1997 ausgewertet. Etwa die Hälfte der Artikel befaßte sich mit verkehrspolitischen Bereichen, die relative Erwähnung in bezug auf die Gesamtmenge (303) wird in einer Fußnote zur jeweiligen Überschriften angegeben.


� 11 Prozent der ausgewerteten Artikel


� MRD 12/95, S. 80 und MRD 18/96, S. 54 f


� MRD 18/96, S. 54 f


� Interview mit Hans-Joseph Heinen, Mitarbeiter der Pressestelle des Straßenverkehrsamts Aachen. Thema: Streckensperrungen in der Eifel. In: MRD 13/96, S. 74. Ähnliche Aussagen in MRD 8/97, S. 90; MRD 10/95, S. 94; MRD 11/95, S. 92; MRD 10/96, S. 86; MRD 12/96, S. 84


� Interview mit Hans-Joseph Heinen, a.a.O.


� Interview mit Hans-Jürgen Reinert, Leiter der Polizeiinspektion Schleiz. Thema: Illegale Rennen auf dem „Schleizer Dreieck“. In: MRD 12/96, S. 84


� MRD 11/95, S. 93


� MRS 3/95, S. 7


� MRD 8/97, S. 90


� MRD 26/95, S. 48 und MRS 11/96, S. 30


� MRD 21/96, S. 70 ff


� MRD 18/96, S. 54


� MRS 3/95, S. 7


� MRD 18/96, S. 54. Es muß jedoch erwähnt werden, daß trotz der Erfolge noch immer einige Straßen im Odenwaldkreis von einer Sperrung bedroht sind.


� MRD 5/95. S. 84


� MRD 6/95, S. 83. Anmerkung: Leitplankenprotektoren sind Hüllen aus Schaumstoff oder Styropor, die Leitplankenpfosten umhüllen und auf diese Weise gestürzte Motorradfahrer vor deren gefährlich scharfen Kanten schützen sollen.


� MRD 1/96, S. 56


� MRD 11/95, S. 90


� MRD 18/96, S. 52


� 5 Prozent der untersuchten Artikel


� Meyers, Bd. 3, S. 264


� Interview mit Dietmar Wannemacher, Verkehrserzieher bei der Polizei Tübingen. In: MRD 7/95, S. 76


� IfZ: Praxishefte. Die Haftgrenze beschreibt unter anderem den Punkt, an dem das gesamte Haftpotential eines Reifens an einem Motorrad in Schräglage durch die Seitenführungskräfte verbraucht wird. Ist diese Grenze erreicht, stehen keine Haftreserven für mehr Beschleunigungs- oder Bremsmanöver zur Verfügung. Auf trockenem Asphalt liegt dieser Wert bei etwa 45 Grad. (Quelle: Spiegel. In: Perfekt Motorrad Fahren, S. 62 ff)


� Eberspächer/Göttsche. In: Perfekt Motorrad Fahren, S. 84 ff


� Erfahrungen hierzu: IfZ, Praxishefte. Siehe auch: MRD 7/95, S. 75 und Leserbriefe in MRD 9/95, S. 225 ff


� Dies ergaben Anfragen bei drei Straßenverkehrsämtern. Genauere Zahlen wurden jedoch nicht mitgeteilt.


� MRD 7/95, S. 75 f


� Interview mit Arnulf Nägele, Tiefbauamt Stuttgart. In: MRD 7/95, S. 75


� MRD 7/95, S. 77


� MF 1/97, S. 64


� MRS 7/96, S. 26


� MRD 19/96, S. 57


� MRD 18/96, S. 49


� Ein Anruf vom 18.4.97 bei der Autobahnmeisterei Altenahr (der Auskunft gebende Mitarbeiter wollte anonym bleiben) ergab, daß dort bekannt war, daß der regelmäßig auf den Bitumen aufgetragene Rollsplitt, der am Bitumen haften blieb und so die Reibwerte erhöhen sollte, „nach relativ kurzer Zeit wieder“ durch die Sommerhitze in die Straßenoberfläche eingedrückt und somit wirkungslos wird. 


� MRD 18/96, S. 57


� MRD 4/97, S. 66


� Vergleiche dazu MF 4/95, S. 106; MO 11/96, S. 78 und MF 1/97, S. 4. Der Bau von Rennstrecken liegt zwar meist in den Händen privater Investoren, da die Genehmigung jedoch durch staatliche Behörden geschieht, ist auch diese Maßnahme als Instrument der Verkehrspolitik zu betrachten.


� Befragung von Motorradimporteuren. Vergleiche dazu auch: MO 11/96, S. 78 ff


� Zum Beispiel Senftenberg, Oschersleben oder die geplanten Strecken Lausitzring oder Alteno. Vergleiche dazu auch MRD 24/96, S. 154


� 6 Prozent der untersuchten Artikel


� MRD 8/97, S. 83


� Nach Auskunft des TÜV Berlin-Brandenburg vom 25.3.1997 gibt es bisher keine einheitliche europäische Meßmethode.


� MRD 8/97, S. 84


� Interviewausschnitt mit Simon Milward, Generalsekretär der FEM. In: MRD 8/97, 86. Vergleiche dazu auch: MRD 9/95, S. 106 und MO 6/95, S. 72


� Interview mit Simon Milward, Generalsekretär der FEM in MRD 26/96, S. 44


� Interviewausschnitt mit Bernd Lange, Abgeordneter des Europäischen Parlaments. In: MRD 8/97, S. 84


� Siehe die entsprechenden Punkte weiter unten.


� Siehe Ausführungen zur Geräuschnorm


� MRD 8/97, S. 84


� MO 9/96, S. 51 f


� MO 9/96, S. 51 f


� Bereits zur Einführung der Norm ECE 22 machte der Biophysiker Florian Schüler von der Universität Heidelberg auf den mangelnden Praxisbezug aufmerksam. MO 9/96, S. 51


� MO 9/96, S. 50 f


� MO 9/96, S. 50 f und MN 3/97, S. 42


� MRD 7/95, S. 96 und MF 2/96, S. 84. Der DIN-Ausschuß beschränkte sich auf Protektoren.


� MRD 7/95, S. 96


� Die Angaben zum Reifentyp beschränken sich auf das Verhältnis zwischen Reifenbreite und dessen Höhe, den Umfang und die zulässige Höchstgeschwindigkeit. Bei fast allen Kraftfahrzeugen - mit Ausnahme einiger Sportwagen - reichen diese Angaben. Für Motorräder wird meist zusätzlich die Nennung zugelassener Reifenhersteller verlangt (Auskunft des TÜV Berlin-Brandenburg). Siehe dazu auch MRD 8/97, S. 84


� Interview mit Klaus Dittmar, Leiter des Prüflaboratoriums Fahrzeugtechnik, TÜV Hannover. Thema: Bewertung der neuen EU-Betriebserlaubnis. In: MRD 8/97, S. 87


� MRD 8/97, S. 84.


� MRD 8/97, S. 84


� MRD 8/97, S. 84


� MRD 8/97, S. 84


� 11 Prozent der untersuchten Artikel


� MRD 2/95, S. 50


� BImSchG § 40 c Absatz 1 und 2


� BImSchG § 40 a Absatz 1 Satz 1 Nr. 2


� Kohlenmonoxid: 0,83 %, Kohlenwasserstoffe 0,04 % (MRD 8/95, S. 78). Gesamtanteil am Schadstoffausstoß: 0,24 % (MRD 15/95, S. 66)


�  Siehe Interview mit Importeuren führender Motorradmarken in: MRD 15/95, S. 65 f


� MRD 7/95, S. 7


� BImSchG § 40 e Abs. 2


� Anhang zum BImSchG


� Zweitakter: 8 g/km Kohlenmonoxid, 4 g/km Kohlenwasserstoff und 0,1 g/km Stickoxide Viertakter: 13 g/km Kohlenmonoxid, 3 g/km Kohlenwasserstoff und 0,3 g/km Stickoxide (MRD 8/97, S. 84)


� Derzeitige Grenzwerte für Viertakter: 35 g/km Kohlenmonoxid und 6 g/km Kohlenwasserstoff (MRD 8/97, S. 84


� Eine Auswertung der Ausführungsvorschriften der einzelnen Bundesländer zum geänderten Bundes-Immissionsschutzgesetz ergab für Motorradfahrer folgende Voraussetzungen zum Fahren bei Ozonalarm: Werte für Katalysator-Pkw erforderlich in: Baden-Württemberg, Bayern (zusätzlich Kat-Plakette), Nordrhein-Westfalen, Saarland (zusätzlich Kat-Plakette), Sachsen und Schleswig-Holstein. Reduzierung der geltenden Abgasgrenzwerte für Motorräder um bis zu 90 Prozent in Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Niedersachsen und Thüringen. Euro-1-Norm in Hamburg, Hessen und Schleswig-Holstein. Derzeit gültige Grenzwerte bei Neuzulassung nach dem 30. Juni 1994 in Rheinland-Pfalz. Die Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt haben bisher keine gültige Regelung. Durch die Kombination mehrerer dieser Vorschriften in einigen Bundesländern ergeben sich insgesamt neun verschiedene Varianten.


� Auskunft des TÜV Berlin-Brandenburg. Vergleiche dazu auch MRD 17/95, S. 57 und MN 8/96, S. 25


� MRD 26/95, S. 48


� MRD 16/96, S. 24


� Dies ergab eine Auswertung der Antworten von Motorradfahrern auf die Frage nach einer Beurteilung der Kfz-Steuerpolitik, der drohenden Fahrverbote bei Ozonalarm und der Frage, ob sie ein Motorrad mit Katalysator kaufen würden.


� 3 Prozent der untersuchten Artikel


� Für Autos mit Katalysator müssen 13 Mark 20 pro 100 cm³, für Autos ohne Katalysator 21 Mark 60 gezahlt werden. (Auszug aus dem Kfz-Steuergesetz in: ADAC Motorwelt, 5/97, S. 78)


� MRD 3/96, S. 58; MF 6/96, S. 104; MN 7/96, S. 17; MO 11/96, S 61 und MRD 8/97, S. 88


� MRD 15/95, S. 65 f


� MRD 12/95, S. 78


� Interview des Autors im August 1995


� 8 Prozent der untersuchten Artikel. Eine Einordnung als Bestandteil der Verkehrspolitik wurde bereits in Kapitel 1.2.2 vorgenommen.


� StVZO § 5 Absatz 3 Satz 2; Für Führerscheininhaber der Klasse 3 gilt folgende Einschränkung durch Nr. 4 des gleichen Satzes: Nur bei Erwerb der Fahrerlaubnis vor dem 1. April 1980.


� StVZO § 5 Absatz 1 Satz 4


� Interview mit Gebhard Heiler, Vorsitzender des baden-württembergischen Fahrlehrerverbands. In: MRD 26/94, S. 48


� beschrieben in: MRD 10/95, S. 92


� nachzulesen in: MRD 11/95, S. 72 ff


� MRD 8/97, S. 88; Vergleiche dazu auch die Stellungnahme des Büros für Kfz-Technik vom Verband der Schadenversicherer in MRD 11/95, S. 75: dessen Stellvertreter Dr. Alexander Sporner schildert dort im Zusammenhang mit der Diskussion um die neue Führerscheinregelung anschaulich das Verkehrsverhalten von manchen Lkw-Fahrern und die sich daraus ergebenden Gefahren für Leichtkraftradfahrer.


� Vergleiche dazu Interview mit dem Hauptgeschäftsführer des IVM, Dr. Hubert Koch in: MO 6/95, S. 72


� MRD 10/95, S. 92


� MRD 12/95, S. 78 ff. Diese nationalen Beschränkungen werden aller Voraussicht nach mit der Einführung einer EU-Betriebserlaubnis für Motorräder 1998 wegfallen (PS 3/97, S. 4)


� MRD 26/94, S. 48


� Interview mit Alexander Sporner, stellvertretender Leiter des Büros für Kfz-Technik vom Verband der Schadenversicherer. Thema: Gefahren durch unterschiedliche Tempolimits bei Leichtkrafträdern. In: MRD 11/95, S. 74. Dies spricht für eine auf 125er beschränkte Manipulationssperre.


� § 5 Absatz 1 Satz 1 StVZO


� § 16 Absatz i.V.m. § 18 StVZO


� Vergleiche Kapitel 1.2.4


� An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, daß damit nicht die Gründe für einen Stufenführerschein verneint werden, sondern nur die Gründe einer Unterscheidung zwischen Motorrad- und zum Beispiel Autofahrern.


� Siehe Kapitel 1.2.3


� Als weiterer Grund für das Entstehen von Vorurteilen kann das zum Teil fremde Erscheinungsbild (Angst durch Fremdheit, vergleiche Kapitel 1.2.5) mancher Motorradfahrer gelten: Schwarzes Leder als Symbol für Tod und Zerstörung (Pössinger, S. 265) oder ein Helm, der das Gesicht verbirgt und unter Umständen durch ein getöntes Visier den Blickkontakt verhindert, was zusätzlich große Unsicherheit auslöst. (Schulte. In: DIE ZEIT Magazin 48/96, S. 18).


� Siehe Anhang B.


� Eine Auswertung der aktuellen Modellpalette ergab ein durchschnittliches Gewicht von etwa 210 kg und eine durchschnittliche Höchstgeschwindigkeit von ca. 170 km/h.


� Laut Auskunft des Kraftfahrt Bundesamts lag der tatsächliche Wert im Oktober 1996, je nach Zählweise, zwischen 1,9 Millionen (nur Motorräder über 125 cm³) und 2,3 Millionen (alle motorbetriebenen Zweiräder über 50 cm³). 


� Derzeit sind, abgesehen von BMW, pro Motorradmarke nur ein bis zwei Modelle mit einem Katalysator ausgerüstet. Dies ergab eine Auswertung der Angaben in MO, Katalog 1997.


� Es waren keine nennenswerten Unterschiede bei den Antworten der Gruppen mit keinem beziehungsweise einem Motorradfahrer im Bekanntenkreis zu verzeichnen. Aus diesem Grund wurden beide Gruppen zusammengefaßt.


� Auf eine Korrelationsanalyse hinsichtlich der Beziehung zwischen den Vorstellungen einerseits und den Variablen Alter und Kontakt andererseits wurde verzichtet, da die vorliegenden Daten, wie eingangs erwähnt, nicht repräsentativ sein können und daher gerade für eine Korrelationsanalyse nicht in Betracht kommen.


� Siehe Anhang B.


� Siehe dazu Kapitel 2, vor allem die Argumente der Streckensperrungsbefürworter (rücksichtslose und schnelle Fahrweise)


� 1993 gehörte in 98 % der deutschen Haushalte ein Fernsehgerät zur Grundausstattung (TV Today 7/95, S. 39)


� Ein stichprobenartiger Vergleich der in dieser Zeitschrift aufgeführten Hinweise mit dem vollständig abgedruckten Fernsehprogramm anderer Zeitschriften (Zitty, TIP, TV Today) ergab, daß die erwähnten „Fernseh-Tips“ alle Sendungen mit motorradbezogenen Inhalten erwähnen. Dabei konnten jedoch etwaige Beiträge von allgemeinen Magazinsendungen (zum Beispiel Spiegel-TV, Brisant oder ähnliche) nicht berücksichtigt werden, da deren Inhalte nicht erwähnt wurden.


� Zum Beispiel „Biker“ (mdr) und teilweise auch „Motor“ (n-TV). Diese Sendungen können als Spatenprogramm mit der Zielgruppe „Motorradfahrer“ keinen Aufschluß über allgemeine gesellschaftliche Einstellungen zu Motorradfahrern geben.


� Die Sendung dauerte etwa 40 Minuten. Gut ¾ dieser Zeit entfiel auf die Darstellung des Umfelds der Veranstaltung. In diesem Rahmen wurden die Anwesenden zu etwa 50 Prozent in der oben beschriebenen Weise gezeigt.


� Der betreffende Fahrer hieß Joey Dunlop und stürzte 1996 nicht. Vergleiche dazu die Berichterstattungen zu dieser Veranstaltung unter anderem in: MRD 14/96, S. 202 ff;  „Sein Fall datiert aus dem Jahr 1994“ (Matthias Schröter, Mitarbeiter der Zeitschrift Motorrad. In: MRD 15/96, S. 68)


� So wurden zum Beispiel Begriffe wie „Spanner-Kurven“ und „Kurven-Kings“ verwendet. Eine Motorradfahrerin habe „glücklicherweise nur ihren Unterschenkel verloren“ und wolle wieder weiterfahren. Zudem wurde des öfteren ein Grabstein eingeblendet, auf dem ein bronzefarbenes Motorrad zu sehen war. Durch diese Symbole wurden vor allem Tod oder schwere Verletzungen als Folge des Motorradfahrens hervorgehoben.


� Als Leitfaden diente der Sendung die Geschichte eines Harley-Tuners, der mit einem seiner Motorräder an einem Wettbewerb teilnahm, in dessen Verlauf das beste Motorrad gewählt werden sollte. Im Rahmen dieser Geschichte wurde besonders auf den Symbolgehalt, den die gezeigten Maschinen für ihre Besitzer hatten, eingegangen.


� Interview mit Gerhard F. Siehe Anhang D.


� Offenbach-Post vom 28. April 1995, S. 9


� Weitere Überschriften: „Kradfahrer: Viermal fuhr der Tod mit“ und „Vier „Todsünden“ auf dem Motorrad“


� Berücksichtigt wurde die Werbung seit 1996. Dabei wurden alle aufgefundenen Fernsehspots, Anzeigen in Zeitungen und Zeitschriften und Werbeplakate verwendet, die neben dem beworbenen Produkt auch Motorradfahrer zum Inhalt hatten. Dies gilt für folgende Produkte: Lion, Twix (Schokoladenriegel), Jakobs (Kaffee), Nil, West (Zigaretten) Allianz, Doppelherz und Maggi. Eine negative Darstellung von Motorradfahrern war nicht zu beobachten.


� Rhein-Zeitung, 8.3.1997, S. 1


� Rhein-Zeitung, 18.3.1997, S. 3


� Siehe dazu MF 5/97, S. 42 und MRD 9/97, S. 94 ff. Weitere Beispiele: Osterfriedensfahrt in MF 6/96, S. 13 ; Anti-Castor-Demo in MRD 7/97, S. 78 und Motorradfahrer gegen Jugendkriminalität MRD 6/97, S. 84


� Der Name der Mitarbeiterin wurde geändert, der Besitzer war nicht zu einer Stellungnahme bereit.


� Andreas K. ist 52 und Autofahrer. Er hat keinen Motorradfahrer in seinem Bekanntenkreis. Siehe Anhang D.


� Siehe Kapitel 1.3, Abschnitt b)


� Ende der ‘60er Jahre.


� Interview mit Gerhard G.


� Interview mit Werner K.


� Dieser subjektive Eindruck wird durch Angaben des IfZ bestätigt: Im Vergleich zu 1990 stieg die Zahl der Motorradfahrer im Alter von mehr als 35 Jahren bis 1995 um 149,9 Prozent auf etwa 800.000, während sie in den unteren Altersklassen stagnierte oder sogar sank. (Quelle: MRD 15/96, S. 69)


� Für Motorradfahrer erhöht sich der monatliche Beitrag um 1 Mark 10, für Raucher zum Beispiel dagegen nur um 60 Pfennig (Angaben in den entsprechenden Vertragsbedingungen).


� Dies ergab eine Auswertung der Vertragsbedingungen der Firmen HUK, Hannoversche Allgemeine, Europa, und Deutscher Ring.


� MRD 6/95, S. 83. Ähnlich: Einige Filialen der Deutschen Bank, jedoch ohne Hinweis auf Polizei und Kosten (eigene Beobachtung).


� Vergleiche dazu MO 7/96, S. 70


� So zum Beispiel auch die ADAC Reise GmbH oder Kreutzer Tours. Für eine Auflistung von etwa 50 weiteren Reiseveranstaltern siehe: RM, S. 85 ff.


� Eine genauere Untersuchung der Wirkung eines in den Medien verbreiteten negativen Motorradfahrer-Bildes konnte im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht vorgenommen werden. Zur Wirkung eines in den Medien verbreiteten Bildes siehe unter anderem: Sarcinelli; Plasser; Merten.


� Eine Untersuchung der Beschreibungen zu 132 Campingplätzen in Baden-Württemberg ergab, daß nur in einem Fall keine Motorradfahrer als Gäste angenommen werden. Grundlage der Auswahl dieser Region war die Angabe Sylvia A.s, daß sich einer der Fälle dort ereignet hatte. Als Material dienten die Angaben im ADAC Campingführer, Ausgabe 1995.


� Das Ab- und wieder Aufsetzen eines Helms kann unter bestimmten Voraussetzungen (Brille, zusätzliches Gepäck, dicke Winterkleidung) derart umständlich sein, daß erfahrungsgemäß viele Motorradfahrer darauf verzichten, wenn sie nur kurz ein Geschäft betreten, um zum Beispiel eine Tankrechnung zu bezahlen oder eben eine Überweisung abzugeben.


� Auf die Frage „Fühlst Du Dich von der Gesellschaft diskriminiert?“ antworteten 57 Prozent der befragten Motorradfahrer mit „nein“, 43 Prozent mit „ja“.


� Symbol einer rebellischen Jugend und einer Existenz am Rande der Gesellschaft. Vergleiche dazu die Ausführungen in Kapitel 1.3


� Arnold, S.819: „Zwischen Kontakt und gegenseitiger Sympathie besteht im Allgemeinen eine Interdependenz-Beziehung in dem Sinne, daß Veränderungen der einen Variablen gleichsinnige Veränderungen der anderen Variablen folgen.“


� Zum Beispiel ADAC, TÜV oder DEKRA


� MF 5/96, S. 4


� Als Beispiel können die Seitenpreise (schwarz/weiß) Berliner Tageszeitungen gelten. Sie liegen zwischen 5.957 DM (Neues Deutschland) und 42.028,80 DM (Berliner Morgenpost, Sonntagsausgabe). G+J, S. 10 f


� Antworten auf die Frage: „Haben Ihrer Meinung nach Motorradfahrer in Deutschland eine durchsetzungsfähige Lobby?“


� Beispielhaft dafür: Interview zum Thema Bitumen mit Dieter Wannemacher, Verkehrserzieher bei der Polizei Tübingen: „Wir haben jetzt schon einen viel zu großen Schilderwald. Und legt man die Straßenverkehrsordnung ganz eng aus, dürfte es überhaupt keine Gefahrenzeichen geben.“ In: MRD 7/95, S. 76


� Verband Deutscher Automobilhersteller


� Interviewausschnitt mit Jürgen Jakobs, Sprecher des Umweltbundesamts. In: MN 3/97, S.42


� MRD 11/97, S. 8
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